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Verordnung 
des Bundesministeriums  
für Gesundheit 

 

Verordnung zur Verwaltung des Transformationsfonds im 
Krankenhausbereich 
(Krankenhaustransformationsfonds-Verordnung - KHTFV) 

A. Problem und Ziel 

Deutschland weist im internationalen Vergleich eine überdurchschnittlich hohe Dichte an 
Krankenhäusern und Krankenhausbetten auf. Gleichzeitig sind die vorhandenen Kran-
kenhausbetten trotz der im internationalen Vergleich hohen Belegungszahlen nur mittel-
mäßig ausgelastet. Aus der Vorhaltung mittelmäßig ausgelasteter Krankenhauskapazitä-
ten folgen hohe Gesundheitsausgaben für die stationäre Versorgung. Zugleich wird ein 
effizienter Einsatz des medizinischen Fachpersonals erschwert. Durch eine stärkere Spe-
zialisierung der Krankenhäuser würde sich auch die Qualität der Behandlung der Patien-
tinnen und Patienten erhöhen. Mit dem Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz 
(KHVVG) vom 5. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 400) wurde daher ein Transforma-
tionsfonds zur Förderung von Umstrukturierungsprozessen in den Krankenhäusern mit 
dem Ziel einer Konzentration akutstationärer Versorgungskapazitäten, der Schließung von 
Krankenhäusern in Gebieten mit hoher Krankenhausdichte, dem Abbau von Doppelstruk-
turen, der Umstrukturierung von Krankenhäusern in sektorenübergreifende Versorgungs-
einrichtungen, der Bildung telemedizinischer Netzwerkstrukturen und weiteren an einer 
bedarfsgerechten, qualitativ hochwertigen Versorgung ausgerichteten Fördertatbeständen 
eingerichtet. Der Transformationsfonds wird aus der Liquiditätsreserve des Gesundheits-
fonds mit finanziellen Mitteln der gesetzlichen Krankenversicherung in Höhe von bis zu 25 
Milliarden Euro für eine Laufzeit von zehn Jahren ausgestattet. Gemeinsam mit den vor-
gesehenen Eigenfinanzierungsanteilen der Länder und gegebenenfalls der Krankenhaus-
träger beträgt die Höhe der Fördermittel für die Laufzeit des Transformationsfonds insge-
samt bis zu 50 Milliarden Euro. § 12b Absatz 5 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes 
(KHG) ermächtigt das Bundesministerium für Gesundheit durch Rechtsverordnung das 
Nähere zu den förderfähigen Vorhaben und Kosten, zum Verfahren der Zuteilung der 
Fördermittel, zum Nachweis der Voraussetzungen der Zuteilung und der zweckentspre-
chenden Verwendung der Fördermittel sowie zur Rückzahlung von Fördermitteln zu re-
geln. Durch die mit dem Transformationsfonds geförderte Bündelung und Schwerpunkt-
setzung von Krankenhauskapazitäten ist in der Folge von einer nicht näher quantifizierba-
ren Effizienz- und Qualitätssteigerung der stationären Versorgung auszugehen. 

B. Lösung 

In der Verordnung werden die Voraussetzungen für die Förderung von Vorhaben durch 
den Transformationsfonds konkretisiert und die förderfähigen Kosten abgegrenzt. Die 
Verordnung enthält zudem Vorgaben zur Veröffentlichung von Informationen über die 
verfügbaren Fördermittel durch das Bundesamt für Soziale Sicherung (BAS). Das BAS 
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verwaltet den Transformationsfonds und zahlt die bewilligten Fördermittel an die Länder 
aus. Zu diesem Zweck regelt die Verordnung Vorgaben über das Verfahren der Antrag-
stellung, der Auszahlung von Fördermitteln und zum Nachweis über die zweckentspre-
chende Verwendung der Fördermittel. Ein Verwaltungsrechtsverhältnis besteht nur zwi-
schen dem BAS und den Ländern, die eine Förderung beantragen, nicht hingegen zwi-
schen dem BAS und den an dem geförderten Vorhaben beteiligten Krankenhausträgern. 
Nicht zweckentsprechend verwendete Fördermittel werden durch das BAS gegenüber 
dem jeweiligen Land zurückgefordert. Daneben enthält die Verordnung weitere Bestim-
mungen zur Rückforderung ausgezahlter Fördermittel.    

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für den Bund, die Länder und die gesetzliche Krankenversicherung entstehen keine 
Mehrausgaben, die über die im KHVVG benannten Mehrausgaben hinausgehen. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht durch die Verordnung kein Erfüllungsaufwand. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Der Erfüllungsaufwand für die Verwaltung, einschließlich die der Länder, der im Zusam-
menhang mit der Einrichtung des Transformationsfonds entsteht, wurde bereits mit dem 
KHVVG ermittelt. Dort wurde der Erfüllungsaufwand benannt, der dem BAS für die Ein-
richtung des Transformationsfonds sowie für die Fallbearbeitung entsteht. Zudem wurde 
der Erfüllungsaufwand benannt, der den Ländern für die Antragstellung entsteht. Über 
diesen im KHVVG benannten Erfüllungsaufwand hinaus entsteht den Ländern infolge 
dieser Verordnung für die Erstellung der Förderbescheide sowie für die im Rahmen der 
Förderverfahren durchzuführenden Übermittlungs- und Anzeigepflichten und Prüfungen 
nicht näher bezifferbarer laufender Erfüllungsaufwand.  

F. Weitere Kosten 

Den Unternehmen der privaten Krankenversicherung entstehen Mehrausgaben, wenn sie 
sich an der Förderung durch den Transformationsfonds beteiligen. Die Höhe der Beteili-
gung würde voraussichtlich dem Anteil der vollstationären Behandlungsfälle von Versi-
cherten in der privaten Krankenversicherung an der Gesamtzahl aller vollstationären Be-
handlungsfälle entsprechen.  
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Verordnung 
des Bundesministeriums  
für Gesundheit 

 

Verordnung zur Verwaltung des Transformationsfonds im 
Krankenhausbereich 
(Krankenhaustransformationsfonds-Verordnung - KHTFV) 

Bundeskanzleramt                Berlin, 7. Februar 2025 
Staatsministerin beim Bundeskanzler 

An die 
Präsidentin des Bundesrates 
Frau Ministerpräsidentin 
Anke Rehlinger 

 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

hiermit übersende ich die vom Bundesministerium für Gesundheit zu erlassende 

Verordnung zur Verwaltung des Transformationsfonds im  
Krankenhausbereich 
(Krankenhaustransformationsfonds-Verordnung – KHTFV)  

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 80 Absatz 2 des 

Grundgesetzes herbeizuführen. 

Mit freundlichen Grüßen 
Sarah Ryglewski 



 



   

 

Verordnung zur Verwaltung des Transformationsfonds im Kran-
kenhausbereich 

(Krankenhaustransformationsfonds-Verordnung – KHTFV) 

Vom ... 

Auf Grund des § 12b Absatz 5 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes, der durch Ar-
tikel 2 Nummer 5 des Gesetzes vom 5. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 400) eingefügt 
worden ist, verordnet das Bundesministerium für Gesundheit: 

§ 1 

Ziel und Anwendungsbereich 

(1) Ziel dieser Verordnung ist die Transformation der Krankenhausstrukturen zur An-
passung an die durch das Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz vom 5. Dezem-
ber 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 400) bewirkten Rechtsänderungen. Zur Erreichung des in Satz 1 
genannten Ziels regelt diese Verordnung das Nähere zu den Voraussetzungen und zum 
Verfahren der Förderung von Vorhaben nach § 12b des Krankenhausfinanzierungsgeset-
zes. 

(2) Diese Verordnung gilt, soweit § 3 nichts anderes bestimmt, für Vorhaben an zuge-
lassenen Krankenhäusern, die nach Maßgabe des Krankenhausfinanzierungsgesetzes för-
derfähig sind. 

§ 2 

Förderfähigkeit 

(1) Ein Vorhaben ist förderfähig, wenn die Voraussetzungen eines Fördertatbestandes 
nach § 12b Absatz 1 Satz 4 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes nach Maßgabe des § 
3 vorliegen und es dem in § 1 Absatz 1 Satz 1 genannten Ziel der Transformation dient. Ein 
Vorhaben dient nicht dem in Satz 1 genannten Ziel, wenn es überwiegend bestehende 
Strukturen erhalten soll. Ein Vorhaben ist nur förderfähig, wenn es mit dem deutschen und 
europäischen Wettbewerbsrecht und dem Beihilferecht der Europäischen Union vereinbar 
ist. Ein Vorhaben ist nicht förderfähig, wenn es aufgrund anderer Gesetze als dem Kran-
kenhausfinanzierungsgesetz oder aufgrund anderer Förderprogramme gefördert wird; aus-
genommen sind die Landeskrankenhausgesetze sowie Förderprogramme der Länder. Ab-
weichend von Satz 4 sind einzelne Vorhaben, die selbstständige Abschnitte eines Gesamt-
vorhabens darstellen und die nicht im Rahmen des Gesamtvorhabens aufgrund anderer 
Gesetze als dem Krankenhausfinanzierungsgesetz oder Förderprogramme gefördert wer-
den, förderfähig. 

(2) Bei der Förderung von Vorhaben sind nur die Kosten zu berücksichtigen, die den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen. Förderfähig sind die in 
§ 3 genannten Kosten. Förderfähig sind neben den in Satz 2 genannten Kosten Aufwen-
dungen für Zinsen, Tilgung und Verwaltungskosten eines Darlehens, das ein Krankenhaus-
träger zur Finanzierung eines förderfähigen Vorhabens aufgenommen hat. Als Förderbe-
trag kann der zum Zeitpunkt der Antragstellung zu ermittelnde Barwert der in Satz 3 ge-
nannten Zinsen, Tilgungsleistungen und Verwaltungskosten ausgezahlt werden, soweit 
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diese in den ersten zehn Jahren nach Abschluss des Darlehens entstehen. Für die Berech-
nung des Barwerts sind die anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik zum Be-
rechnungszeitpunkt zu Grunde zu legen. 

(3) Nicht förderfähig sind  

1. pflegesatzfähige Betriebskosten nach § 4 Nummer 2 des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes, soweit § 3 nicht etwas anderes bestimmt, 

2. Kosten für Maßnahmen eines Vorhabens, die dem Erhalt bestehender Strukturen die-
nen oder die ohne das geförderte Vorhaben zum Erhalt bestehender Strukturen erfor-
derlich gewesen wären, 

3. Kosten für die Aufrechterhaltung des Gebäude- und Anlagenbetriebs nach Stilllegung 
akutstationärer Versorgungskapazitäten, soweit es sich nicht um unvermeidbare Kos-
ten für die Abwicklung von Verträgen handelt, und 

4. Kosten, die durch die Rückforderung des Landes von in der Vergangenheit gewährten 
Investitionsfördermitteln entstehen. 

§ 3 

Regelungen zu den einzelnen Fördertatbeständen nach § 12b Absatz 1 Satz 4 des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes 

(1) Förderfähig sind Vorhaben zur standortübergreifenden Konzentration akutstatio-
närer Versorgungskapazitäten bezogen auf die nach § 135e Absatz 2 Satz 2 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch maßgeblichen Leistungsgruppen, insbesondere  

1. zur Erfüllung der für diese Leistungsgruppen nach § 135e Absatz 2 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch maßgeblichen Qualitätskriterien oder 

2. zur Erfüllung der für diese Leistungsgruppen geltenden Mindestvorhaltezahlen im 
Sinne des § 135f Absatz 1 Satz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch.  

Ein in Satz 1 genanntes Vorhaben ist auch förderfähig, wenn die für die jeweiligen Leis-
tungsgruppen nach § 135e Absatz  2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch maßgeblichen 
Qualitätskriterien und die für die jeweiligen Leistungsgruppen geltenden Mindestvorhalte-
zahlen im Sinne des § 135f Absatz 1 Satz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bereits 
an den betroffenen Krankenhausstandorten erfüllt werden. Förderfähige Kosten eines in 
Satz 1 genannten Vorhabens sind Kosten für erforderliche Baumaßnahmen sowie Kosten 
für weitere Maßnahmen, soweit sie für die Umsetzung des Vorhabens zwingend erforderlich 
sind. Kosten für eine Angleichung der digitalen Infrastruktur sind förderfähig, soweit die An-
gleichung bei einem Vorhaben nach Satz 1 zusätzlich zu den in Satz 3 genannten Maßnah-
men erforderlich ist und sie Maßnahmen zur Förderung der Interoperabilität informations-
technischer Systeme sowie zur Verbesserung der informationstechnischen Sicherheit der 
Krankenhäuser beinhaltet.  

(2) Förderfähig sind Vorhaben zur Umstrukturierung eines bestehenden Kranken-
hausstandortes, der nach § 6c Absatz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes als sekto-
renübergreifende Versorgungseinrichtung bestimmt wurde. Förderfähige Kosten eines in 
Satz 1 genannten Vorhabens sind die Kosten für die erforderlichen Baumaßnahmen sowie 
Kosten für weitere Maßnahmen, soweit sie für die Umstrukturierung des Krankenhausstan-
dortes zwingend erforderlich sind. Kosten für die Beschaffung, Errichtung, Erweiterung oder 
Entwicklung informationstechnischer Systeme und Anlagen sind förderfähig, soweit diese 
Maßnahmen zusätzlich zu den in Satz 2 genannten Maßnahmen erforderlich sind und es 
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sich bei den Maßnahmen um Maßnahmen zur Förderung der Interoperabilität informations-
technischer Systeme sowie zur Verbesserung der informationstechnischen Sicherheit des 
Krankenhauses handelt. 

(3) Förderfähig sind Vorhaben zur Bildung telemedizinischer Netzwerkstrukturen zwi-
schen Krankenhäusern, einschließlich der Schaffung der Voraussetzungen für die Durch-
führung robotergestützter Telechirurgie; förderfähig sind auch Vorhaben, an denen Hoch-
schulkliniken beteiligt sind. Förderfähige Kosten eines in Satz 1 genannten Vorhabens sind   

1. die Kosten für die Beschaffung, Errichtung, Erweiterung oder Entwicklung interoperab-
ler und sicherer informationstechnischer oder kommunikationstechnischer Systeme 
und Anlagen, 

2. die Kosten für die erforderlichen Baumaßnahmen,  

3. die Kosten für die erforderlichen Personalmaßnahmen sowie  

4. Kosten für weitere Maßnahmen, soweit sie für die Umsetzung des Vorhabens zwin-
gend erforderlich sind.  

Kosten für Baumaßnahmen sind nur förderfähig, soweit sie nach den Angaben des Antrags 
nach § 4 Absatz 2 Nummer 1 die Summe der übrigen in Satz 2 genannten Kosten nicht 
übersteigen. Im Rahmen der geförderten telemedizinischen Netzwerkstrukturen sind in der 
Regel Dienste und Anwendungen der Telematikinfrastruktur nach dem Fünften Buch Sozi-
algesetzbuch zu nutzen. Solange Dienste und Anwendungen der Telematikinfrastruktur 
noch nicht zur Verfügung stehen, ist zu gewährleisten, dass die Dienste und Anwendungen, 
die stattdessen verwendet werden, in Dienste und Anwendungen der Telematikinfrastruktur 
überführt werden können, sobald diese zur Verfügung stehen.  

(4) Förderfähig sind wettbewerbsrechtlich zulässige Vorhaben zur Bildung von Zen-
tren zur Behandlung von seltenen, komplexen oder schwerwiegenden Erkrankungen an 
Hochschulkliniken, soweit Hochschulkliniken und Krankenhäuser, die keine Hochschulkli-
niken sind, an diesen Vorhaben gemeinsam beteiligt sind. Förderfähige Kosten eines in 
Satz 1 genannten Vorhabens sind  

1. die Kosten für die Schließung von Teilen eines Krankenhauses, 

2. die Kosten für die erforderlichen Baumaßnahmen sowie 

3. Kosten für weitere Maßnahmen, soweit sie für die Umsetzung des Vorhabens zwin-
gend erforderlich sind. 

(5) Förderfähig sind wettbewerbsrechtlich zulässige Vorhaben zur Bildung von regio-
nal begrenzten Krankenhausverbünden zum Abbau von Doppelstrukturen bei der Erbrin-
gung von Leistungen einer oder mehrerer der nach § 135e Absatz 2 Satz 2 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch maßgeblichen Leistungsgruppen. Förderfähige Kosten eines in 
Satz 1 genannten Vorhabens sind die Kosten für die erforderlichen Baumaßnahmen sowie 
Kosten für weitere Maßnahmen, soweit sie für die Umsetzung des Vorhabens zwingend 
erforderlich sind.   

(6) Förderfähig sind Vorhaben zur Bildung integrierter Notfallstrukturen. Förderfähige 
Kosten eines in Satz 1 genannten Vorhabens sind die Kosten für die erforderlichen Bau-
maßnahmen sowie Kosten für weitere Maßnahmen, soweit sie für die Umsetzung des Vor-
habens zwingend erforderlich sind. 

(7) Förderfähig sind Vorhaben zur dauerhaften Schließung eines Krankenhauses oder 
von Teilen eines Krankenhauses, insbesondere in Gebieten mit einer hohen Dichte an 

Drucksache 64/25- 3 -



   

 

Krankenhäusern und Krankenhausbetten. Förderfähige Kosten eines in Satz 1 genannten 
Vorhabens sind  

1. die Schließungskosten, insbesondere die Kosten der für den Abriss oder Rückbau er-
forderlichen Baumaßnahmen, 

2. Kosten für Personalmaßnahmen sowie 

3. Kosten für weitere Maßnahmen, soweit sie für die Schließung zwingend erforderlich 
sind. 

(8) Förderfähig sind Vorhaben zur Schaffung zusätzlicher Ausbildungskapazitäten in 
staatlich anerkannten Einrichtungen an einem Krankenhaus, das Träger oder Mitträger der 
Ausbildungsstätte ist, zur Ausbildung für die Berufe Pflegefachfrau, Pflegefachmann, Ge-
sundheits- und Kinderkrankenpflegerin, Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger, und im 
Bereich der Pflegehilfe und -assistenz, insbesondere für die Berufe Krankenpflegehelferin, 
Krankenpflegehelfer, Pflegehelferin, Pflegehelfer, Pflegeassistentin, Pflegeassistent, Pfle-
gefachassistentin und Pflegefachassistent. Die Schaffung von zusätzlichen Ausbildungska-
pazitäten nach Satz 1 ist nur förderfähig, soweit diese auf einem Vorhaben nach Absatz 1 
oder Absatz 5 beruht. Förderfähige Kosten eines in Satz 1 genannten Vorhabens sind    

1. die Kosten für die erforderlichen Baumaßnahmen, 

2. die Kosten für die erstmalige Ausstattung der Ausbildungsstätten, 

3. einmalige Kosten zur Erstellung von Schulungsmaterialien, 

4. einmalige Kosten für die Gewinnung von Auszubildenden sowie 

5. Kosten für weitere Maßnahmen, soweit sie für die Umsetzung des Vorhabens zwin-
gend erforderlich sind. 

Ausbildungskosten im Sinne von § 17a Absatz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes 
und § 27 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Pflegeberufegesetzes in Verbindung mit § 3 Absatz 1 
der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung und Anlage 1 der Pflegeberufe-
Ausbildungsfinanzierungsverordnung sind nicht förderfähig. 

§ 4 

Antragstellung 

(1) Die Länder können Anträge auf Auszahlung von Fördermitteln nach § 12b Absatz 
2 Satz 2 bis 5 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes aus dem Transformationsfonds für 
jedes der Kalenderjahre 2026 bis 2035 bis zum 30. September des jeweils vorhergehenden 
Kalenderjahres stellen. Abweichend von Satz 1 können die Länder die Anträge bis zum 31. 
Dezember des jeweils vorhergehenden Kalenderjahres stellen, wenn sie zuvor bis zum 30. 
September dem Bundesamt für Soziale Sicherung über das elektronische Verwaltungspor-
tal nach § 8 Absatz 1 die Höhe der Fördermittel, die bis zum 31. Dezember desselben 
Kalenderjahres beantragt werden sollen, sowie die Anzahl der zu fördernden Vorhaben ge-
trennt nach den in § 3 genannten Fördertatbeständen angezeigt haben. Für jedes der in § 
12b Absatz 1 Satz 4 KHG genannten Vorhaben ist ein gesonderter Antrag zu stellen. Der 
Antrag ist durch das an dem Vorhaben beteiligte Land, im Fall von länderübergreifenden 
Vorhaben durch die an dem Vorhaben beteiligten Länder, über das in § 8 Absatz 1 Satz 1 
genannte elektronische Verwaltungsportal an das Bundesamt für Soziale Sicherung zu stel-
len. Ein Land kann für ein Kalenderjahr insgesamt die Auszahlung von Fördermitteln in der 
in § 12b Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit Satz 4 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes 
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genannten Höhe beantragen, zuzüglich des Betrags der in den vorangegangenen Kalen-
derjahren zurückgezahlten Fördermittel und der in den vorangegangenen Kalenderjahren  
abgeführten  Zinserträge. Fördermittel für länderübergreifende Vorhaben können für das 
jeweilige Kalenderjahr in der in § 12b Absatz 2 Satz 3 in Verbindung mit Satz 5 des Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes genannten Höhe, zuzüglich des Betrags der in den voran-
gegangenen Kalenderjahren zurückgezahlten Fördermittel und der in den vorangegange-
nen Kalenderjahren abgeführten Zinserträge, beantragt werden. Die Länder können bei der 
in Satz 1 oder Satz 2 genannten Antragstellung die Auszahlung der Fördermittel in jährli-
chen Teilbeträgen beantragen. Die Länder treffen gemäß § 13 des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes die Entscheidung, für welche Vorhaben ein Antrag nach Satz 1 oder 2 ge-
stellt werden soll, im Einvernehmen mit den Landesverbänden der Krankenkassen und den 
Ersatzkassen.  

(2) Mit dem Antrag sind über das in § 8 Absatz 1 Satz 1 genannte elektronische Ver-
waltungsportal zu übermitteln: 

1. eine Beschreibung des Vorhabens einschließlich einer Aufstellung der entstehenden 
Kosten, 

2. die Angabe der an dem Vorhaben beteiligten Krankenhausträger, des voraussichtli-
chen Beginns und des voraussichtlichen Abschlusses des Vorhabens sowie der vo-
raussichtlichen Höhe des Investitionsvolumens,  

3. die Angabe der voraussichtlichen Höhe der förderfähigen Kosten, des Finanzierungs-
anteils des Landes an diesen Kosten und, für den Fall einer Beteiligung des jeweiligen 
Krankenhausträgers an der Finanzierung der förderfähigen Kosten, dessen Finanzie-
rungsanteil, 

4. wenn durch das Land eine Auszahlung in jährlichen Teilbeiträgen nach Absatz 1 Satz 
7 beantragt wird, die Angabe der Höhe der jährlich auszuzahlenden Fördermittel, 

5. ein Nachweis, dass das Land den nach § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 des Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes erforderlichen Anteil an den förderungsfähigen Kosten 
trägt und die Bestätigung, dass die in § 12b Absatz 3 Satz 4 des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes genannten Beträge nicht auf den vom Land nach § 12b Absatz 3 Satz 
1 Nummer 3 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes zu tragenden Anteil an den för-
derungsfähigen Kosten angerechnet wurden,  

6. die Erklärung, dass sich das jeweilige Land zu der nach § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 
4 Buchstabe a des Krankenhausfinanzierungsgesetzes erforderlichen Bereitstellung 
von Haushaltsmitteln für die Investitionskostenförderung verpflichtet und der Nachweis, 
dass das Land Haushaltsmittel zur Investitionskostenförderung in der in § 12b Absatz 
3 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe b des Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannten 
Höhe bereitgestellt hat sowie die Bestätigung, dass die in § 12b Absatz 3 Satz 4 des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannten Beträge nicht auf die bereitzustellen-
den oder bereitgestellten Haushaltsmittel angerechnet werden oder wurden,  

7. ein Nachweis darüber, dass das Insolvenzrisiko der an dem Vorhaben beteiligten Kran-
kenhäuser vom jeweiligen Land geprüft wurde,  

8. in dem in § 12b Absatz 3 Satz 6 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannten 
Fall die Erklärung, aus der sich ergibt, dass ein Land auf eine verpflichtende Rückzah-
lung von Mitteln der Investitionsförderung verzichtet hat und dass der Verzicht aus dem 
in § 12 Absatz 3 Satz 6 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannten Grund er-
forderlich war, sowie die Angabe der Höhe der Mittel, auf die das Land verzichtet hat, 
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9. die Berechnung des in § 2 Absatz 2 Satz 3 genannten Barwerts, einschließlich einer 
Erläuterung der zu Grunde gelegten versicherungsmathematischen Annahmen, 

10. den Nachweis darüber, dass mit den Landesverbänden der Krankenkassen und den 
Ersatzkassen das Einvernehmen über die Förderung des Vorhabens und die Beantra-
gung von Fördermitteln aus dem Transformationsfonds herbeigeführt worden ist, und 

11. bei länderübergreifenden Vorhaben zusätzlich die Erklärung der jeweils beteiligten 
Länder,  

a) in welchem Verhältnis sie den nach § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 des Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes erforderlichen Anteil an den förderfähigen Kosten 
tragen, 

b) in welchem Verhältnis die Fördermittel an sie auszuzahlen sind, 

c) in welchem Umfang die beteiligten Länder den ihnen zustehenden Anteil nach § 
12b Absatz 2 Sätze 3 und 5 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes in Anspruch 
nehmen und 

d) in welchem Umfang die beteiligten Länder jeweils zurückzuzahlende Beträge auf-
bringen würden. 

(3) Mit dem Antrag ist über das in § 8 Absatz 1 Satz 1 genannte elektronische Verwal-
tungsportal zu bestätigen, dass 

1. die Umsetzung des Vorhabens am 1. Juli 2025 noch nicht begonnen hat, 

2. keine in § 12b Absatz 3 Satz 5 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannte 
Rückzahlungsverpflichtung des Trägers des Krankenhauses, auf das sich das Vorha-
ben bezieht, vorliegt,  

3. das Vorhaben oder der jeweilige Teilabschnitt des Vorhabens nicht aufgrund anderer 
Gesetze oder Förderprogramme im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 4 gefördert wird und 

4. das jeweilige Vorhaben auf seine Vereinbarkeit mit dem deutschen und europäischen 
Wettbewerbsrecht und dem Beihilferecht der Europäischen Union geprüft wurde. 

Als Beginn der Umsetzung eines in § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Krankenhausfi-
nanzierungsgesetzes genannten Vorhabens gilt der Abschluss eines der Ausführung zuzu-
rechnenden Liefer-, Dienstleistungs- oder Werkvertrags. Im Fall von Baumaßnahmen gel-
ten Planungen und Baugrunduntersuchungen nicht als Beginn des Vorhabens. Einzelne 
Vorhaben, die selbständige Abschnitte eines vor dem 1. Juli 2025 begonnenen Vorhabens 
darstellen, können gefördert werden, wenn sie nach dem 1. Juli 2025 begonnen werden 
und die in § 3 genannten Voraussetzungen erfüllen.  

(4) Zusätzlich zu den in Absatz 2 genannten Angaben, Erklärungen, Nachweisen und 
Unterlagen ist über das in § 8 Absatz 1 Satz 1 genannte elektronische Verwaltungsportal 
Folgendes zu übermitteln:  

1. bei Vorhaben nach § 3 Absatz 1 die Erklärung, aus der sich ergibt, welche standort-
übergreifende Konzentration akutstationärer Versorgungskapazitäten mit dem jeweili-
gen Vorhaben erreicht werden soll und warum die mit dem Vorhaben geplanten Maß-
nahmen zur Umsetzung des Vorhabens erforderlich sind,  

2. bei Vorhaben nach § 3 Absatz 2 die Bestätigung, dass der Krankenhausstandort von 
der für die Krankenhausplanung zuständigen Landesbehörde nach § 6c des 
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Krankenhausfinanzierungsgesetzes als sektorenübergreifende Versorgungseinrich-
tung bestimmt worden ist oder bestimmt wird, 

3. bei Vorhaben nach § 3 Absatz 3 die Bestätigung, dass die Dienste und Anwendungen 
der Telematikinfrastruktur nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch genutzt werden, 
sobald diese zur Verfügung stehen, 

4. bei Vorhaben nach § 3 Absatz 4 die Bestätigung, dass es sich bei den zu bildenden 
Zentren um Zentren zur Behandlung seltener, komplexer oder schwerwiegender Er-
krankungen an Hochschulkliniken handelt, 

5. bei Vorhaben nach § 3 Absatz 5 die Bestätigung, dass die Träger der an dem jeweiligen 
Vorhaben beteiligten Krankenhäuser eine dauerhafte Zusammenarbeit im Rahmen ei-
nes Krankenhausverbunds vereinbart haben, sowie die Erklärung wie Doppelstruktu-
ren bei der Erbringung von Leistungen einer oder mehrerer der nach § 135e Absatz 2 
Satz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch maßgeblichen Leistungsgruppen abge-
baut werden sollen, und 

6. bei Vorhaben nach § 3 Absatz 8 die Erklärung, dass die Schaffung zusätzlicher Aus-
bildungskapazitäten auf einem in § 12b Absatz 1 Satz 4 Nummer 1 oder Nummer 5 
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannten Vorhaben beruht und, soweit für 
das zugrundeliegende Vorhaben keine Bewilligung vorliegt, die Erklärung, dass die Vo-
raussetzungen des jeweiligen Fördertatbestandes erfüllt sind. 

(5) Das Bundesamt für Soziale Sicherung kann im Einzelfall weitere Nachweise ver-
langen, wenn dies erforderlich ist, um die Förderfähigkeit eines Vorhabens zu prüfen. Das 
Bundesamt für Soziale Sicherung kann bereits vor Antragstellung schriftliche oder elektro-
nische Anfragen der Länder informatorisch beantworten. Die Antworten auf die in Satz 2 
genannten Anfragen sind nicht rechtsverbindlich.  

(6) Das jeweilige Land ist verpflichtet, dem Bundesamt für Soziale Sicherung unver-
züglich anzuzeigen, wenn ihm nach Antragstellung bekannt wird, dass 

1. die Voraussetzungen für die Bewilligung der Fördermittel nicht mehr erfüllt werden, weil 
sich für die Bewilligung der Förderung maßgebliche Umstände ändern oder wegfallen, 

2. der Förderzweck nicht oder mit den beantragten Fördermitteln nicht zu erreichen ist, 
oder 

3. die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Trägers eines an dem 
jeweiligen Vorhaben beteiligten Krankenhauses beantragt wird oder wurde. 

In dem in Satz 1 Nummer 3 genannten Fall informiert das jeweilige Land das Bundesamt 
für Soziale Sicherung fortlaufend und auf Nachfrage über den Stand des Insolvenzverfah-
rens und über das Bestehen einer Fortführungsperspektive des Krankenhausbetriebes.  

(7) Die Länder können, unabhängig davon, ob ihr Antrag bereits durch das Bundesamt 
für Soziale Sicherung bewilligt wurde, innerhalb der in Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten 
Fristen die Auszahlung von ergänzenden Fördermitteln aus dem Transformationsfonds für 
ein Vorhaben beantragen, wenn ihnen Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass mit den für das 
Vorhaben beantragten Fördermitteln der Förderzweck nicht erreicht werden kann. Das Bun-
desamt für Soziale Sicherung legt die Anforderungen an einen Antrag nach Satz 1 im Ein-
zelfall fest. 

Drucksache 64/25- 7 -



   

 

§ 5 

Auszahlung der Fördermittel 

(1) Das Bundesamt für Soziale Sicherung entscheidet über die Anträge durch Be-
scheid und zahlt die bewilligten Fördermittel an das antragstellende Land aus. Die Auszah-
lungsbescheide sind jeweils mit der Auflage zu verbinden, dass das jeweilige Land die in § 
12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 und 4 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannten 
Pflichten erfüllt und einen Nachweis über die zweckentsprechende Verwendung der För-
dermittel im Rahmen des jeweiligen Vorhabens (Verwendungsnachweis) innerhalb der in § 
6 Absatz 4 Satz 1 genannten Frist an das Bundesamt für Soziale Sicherung übermittelt. Die 
Auszahlungsbescheide können mit weiteren Nebenbestimmungen versehen werden, so-
weit diese erforderlich sind, um eine zweckentsprechende, wirtschaftliche und sparsame 
Verwendung der Fördermittel sicherzustellen.  

(2) Die Länder übermitteln dem Bundesamt für Soziale Sicherung über das in § 8 Ab-
satz 1 Satz 1 genannte elektronische Verwaltungsportal sowie den Landesverbänden der 
Krankenkassen und den Ersatzkassen unverzüglich, spätestens jedoch 20 Monate nach 
der Bekanntgabe des Auszahlungsbescheids ihren Förderbescheid zu dem jeweiligen Vor-
haben. Im Fall einer finanziellen Beteiligung der Unternehmen der privaten Krankenversi-
cherung an dem Transformationsfonds ist der in Satz 1 genannte Förderbescheid auch dem 
jeweiligen Landesausschuss des Verbandes der Privaten Krankenversicherung zu übermit-
teln. 

(3) Die Auszahlung der bewilligten Fördermittel kann in jährlichen Teilbeträgen erfol-
gen, wenn das jeweilige Land dies nach § 4 Absatz 1 Satz 7 beantragt hat. 

§ 6 

Verwendung der Fördermittel 

(1) Die vom Bundesamt für Soziale Sicherung aus dem Transformationsfonds ausge-
zahlten Fördermittel werden als Einnahmen in den Haushaltsplänen der Länder verein-
nahmt. Die Länder haben für die haushaltsmäßige Übertragbarkeit der ihnen aus dem 
Transformationsfonds ausgezahlten Fördermittel Sorge zu tragen. Die Bewirtschaftung der 
Fördermittel richtet sich nach dem Haushaltsrecht der Länder. Die Länder legen in ihren 
Förderbescheiden eine zeitliche Bindung fest, vor deren Ablauf der Krankenhausträger 
nicht über die zur Erfüllung des Förderzwecks errichteten Gebäude und erworbenen oder 
hergestellten Gegenstände verfügen darf. Die Länder stellen sicher, dass die Bewilligung 
der Fördermittel an die Krankenhausträger mit dem deutschen und europäischen Wettbe-
werbsrecht und dem Beihilferecht der Europäischen Union vereinbar ist.  

(2) Fördermittel dürfen nur dem Förderzweck entsprechend verwendet werden. Die 
Länder überprüfen durch geeignete Maßnahmen die zweckentsprechende Verwendung der 
Fördermittel und die Richtigkeit des Verwendungsnachweises der an dem Vorhaben jeweils 
beteiligte Krankenhausträger. Soweit es für die Prüfungen nach Satz 2 erforderlich ist, sind 
die für die Krankenhausplanung zuständigen Landesbehörden befugt, Unterlagen einzuse-
hen und zu den üblichen Geschäfts- und Betriebszeiten die Geschäftsräume des geförder-
ten Krankenhauses nach Ankündigung zu betreten und zu besichtigen. Die Länder teilen 
dem Bundesamt für Soziale Sicherung sowie den Landesverbänden der Krankenkassen 
und den Ersatzkassen, im Fall einer finanziellen Beteiligung der Unternehmen der privaten 
Krankenversicherung am Transformationsfonds auch dem Landesausschuss des Verban-
des der Privaten Krankenversicherung, Prüfungsbemerkungen ihrer obersten Rechnungs-
prüfungsbehörden mit. 
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(3) Die Länder übermitteln dem Bundesamt für Soziale Sicherung über das in § 8 Ab-
satz 1 Satz 1 genannte elektronische Verwaltungsportal sowie den Landesverbänden der 
Krankenkassen und den Ersatzkassen jährlich zum 1. April eines Jahres, erstmals zum 1. 
April des Jahres, das auf die Bekanntgabe des Auszahlungsbescheides folgt, für die Vor-
haben, für die das Bundesamt für Soziale Sicherung Fördermittel bewilligt hat, aussage-
kräftige Unterlagen, aus denen sich ergibt, dass die in § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 
und 4 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannten Pflichten betreffend die Kofinan-
zierung und die Investitionskostenförderung eingehalten worden sind. Im Fall einer finanzi-
ellen Beteiligung der Unternehmen der privaten Krankenversicherung an dem Transforma-
tionsfonds sind die Unterlagen nach Satz 1 auch dem Landesausschuss des Verbandes 
der Privaten Krankenversicherung zur Verfügung zu übermitteln. 

(4) Innerhalb von 20 Monaten nach Abschluss der Umsetzung eines geförderten Vor-
habens übersenden die Länder dem Bundesamt für Soziale Sicherung sowie den Landes-
verbänden der Krankenkassen und den Ersatzkassen den Verwendungsnachweis. Das 
Bundesamt für Soziale Sicherung kann die in Satz 1 genannte Frist in begründeten Aus-
nahmefällen einmalig verlängern. Im Fall einer finanziellen Beteiligung der Unternehmen 
der privaten Krankenversicherung an dem Transformationsfonds ist der Verwendungsnach-
weis auch dem jeweiligen Landesausschuss des Verbandes der Privaten Krankenversiche-
rung zu übermitteln. Das Bundesamt für Soziale Sicherung kann die Vorlage weiterer Nach-
weise verlangen, sofern dies für die Prüfung der zweckentsprechenden Verwendung der 
Fördermittel erforderlich ist. Als Abschluss der Umsetzung eines geförderten Vorhabens gilt 
die Fertigstellung der Baumaßnahme, im Fall eines Umstrukturierungsvorhabens die er-
folgte Umstrukturierung und im Fall einer Digitalisierungsmaßnahme die Fertigstellung die-
ser Maßnahme.  

§ 7 

Rückforderung von Fördermitteln 

(1) Für die Rücknahme oder den Widerruf von Auszahlungsbescheiden des Bundes-
amtes für Soziale Sicherung und für die Erstattung von Fördermitteln gelten die §§ 44 bis 
51 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch. 

(2) Das Bundesamt für Soziale Sicherung kann für ein Vorhaben ausgezahlte Förder-
mittel durch Bescheid gegenüber dem jeweiligen Land ganz oder teilweise zu Gunsten des 
Transformationsfonds zurückfordern, wenn  

1. die Voraussetzungen für die Bewilligung der Fördermittel von Anfang an nicht erfüllt 
waren oder nicht mehr erfüllt werden, insbesondere weil das jeweilige Land die in § 12b 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 und 4 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannten 
Pflichten nicht erfüllt hat oder nicht mehr erfüllt, 

2. die Bekanntgabe des Auszahlungsbescheides zwei Jahre zurückliegt und die Umset-
zung des Vorhabens zum Zeitpunkt der Rückforderung noch nicht begonnen worden 
ist, 

3. der Förderzweck eines Vorhabens nicht oder nicht mit den bewilligten Fördermitteln zu 
erreichen ist, es sei denn, das jeweilige Land stellt einen Antrag auf Auszahlung von 
ergänzenden Fördermitteln nach § 4 Absatz 7 Satz 1, 

4. Fördermittel nicht zweckentsprechend verwendet worden sind, insbesondere weil die 
in dem Förderbescheid des Landes nach § 6 Absatz 1 Satz 4 festzulegende zeitliche 
Bindung unterschritten worden ist, 
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5. ein Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Trägers ei-
nes an dem jeweiligen Vorhaben beteiligten Krankenhauses gestellt wurde und der 
Betrieb des Krankenhauses eingestellt worden ist, 

6. das jeweilige Land seinen Förderbescheid nicht in der in § 5 Absatz 2 Satz 1 genannten 
Frist dem Bundesamt für Soziale Sicherung übermittelt, 

7. in dem Förderbescheid des jeweiligen Landes keine zeitliche Bindung nach § 6 Ab-
satz 1 Satz 4 festgelegt wurde,  

8. das jeweilige Land die in § 6 Absatz 3 Satz 1 genannten Unterlagen nicht, nicht recht-
zeitig oder nicht vollständig dem Bundesamt für Soziale Sicherung vorgelegt hat, oder 

9. das jeweilige Land den Verwendungsnachweis nicht innerhalb der in § 6 Absatz 4 Satz 
1 genannten Frist oder der durch das Bundesamt für Soziale Sicherung nach § 6 Ab-
satz 4 Satz 2 verlängerten Frist dem Bundesamt für Soziale Sicherung übermittelt hat. 

Bei länderübergreifenden Vorhaben sind Rückforderungsansprüche nur gegenüber dem 
beteiligten Land anteilig geltend zu machen, bei dem einer der in Satz 1 genannten Fälle 
vorliegt. Zinserträge, die mit den Fördermitteln erzielt worden sind, sind durch das jeweilige 
Land anteilig an das Bundesamt für Soziale Sicherung zu Gunsten des Transformations-
fonds abzuführen. Satz 3 gilt nicht für die Zinserträge, die ein Land aus der Bewirtschaftung 
der Fördermittel erzielt, wenn es diese in Teilbeträgen an den Krankenhausträger auszahlt. 
Werden von einem Land an das Bundesamt für Soziale Sicherung zu Gunsten des Trans-
formationsfonds Fördermittel zurückgezahlt oder Zinserträge abgeführt, kann dieses Land 
die Zuteilung dieser Fördermittel und Erträge für ein Kalenderjahr bis einschließlich des 
Kalenderjahres 2035 innerhalb der in § 4 Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten Fristen erneut 
beantragen.  Werden bei länderübergreifenden Vorhaben von einem Land an das Bundes-
amt für Soziale Sicherung zu Gunsten des Transformationsfonds Fördermittel zurückge-
zahlt und Zinserträge abgeführt, können mehrere Länder gemeinsam die Zuteilung dieser 
Fördermittel und Erträge als Fördermittel für länderübergreifende Vorhaben für ein Kalen-
derjahr bis einschließlich des Kalenderjahres 2035 innerhalb der in § 4 Absatz 1 Satz 1 und 
2 genannten Fristen erneut beantragen.  

(3) Macht das Bundesamt für Soziale Sicherung in dem in Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 
genannten Fall Rückforderungsansprüche gegenüber einem Land geltend, können dem 
Bundesamt für Soziale Sicherung insolvenzbedingte Hindernisse der Durchsetzung von 
Rückforderungsansprüchen gegen den insolventen Krankenhausträger nicht entgegenge-
halten werden. Erbringt das Land gegenüber dem Bundesamt für Soziale Sicherung den 
umfassenden Nachweis, dass es geeignete Vorkehrungen zur Reduzierung der finanziellen 
Risiken für die aus dem Transformationsfonds ausgezahlten Fördermittel getroffen hat, die 
sich infolge der Insolvenz des Krankenhausträgers ergeben, kann das Bundesamt für So-
ziale Sicherung höchstens den Anteil der aus dem Transformationsfonds ausgezahlten För-
dermittel zurückfordern, der sich aus der Summe der Fördermittel ergibt, die das Land    

1. noch nicht an den Krankenhausträger ausgezahlt hat und 

2. nach Abschluss des Insolvenzverfahrens aus der Insolvenzmasse realisieren konnte.  

(4) Das jeweilige Land hat dem Bundesamt für Soziale Sicherung unverzüglich anzu-
zeigen, wenn ihm nach Bekanntgabe des Auszahlungsbescheides bekannt wird, dass 

1. die Voraussetzungen für die Bewilligung der Fördermittel nicht mehr erfüllt werden, weil 
sich für die Bewilligung der Förderung maßgebliche Umstände ändern oder wegfallen, 

2. die Umsetzung eines Vorhabens zwei Jahre nach Bekanntgabe des Auszahlungsbe-
scheides nicht begonnen worden ist, 

Drucksache 64/25 - 10 -



   

 

3. der Förderzweck eines Vorhabens nicht oder nicht mit den bewilligten Fördermitteln zu 
erreichen ist,  

4. die in dem Förderbescheid des Landes nach § 6 Absatz 1 Satz 4 festzulegende zeitli-
che Bindung unterschritten worden ist, oder 

5. die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Trägers eines an dem 
jeweiligen Vorhaben beteiligten Krankenhauses beantragt wird oder wurde. 

In dem in Satz 1 Nummer 5 genannten Fall informiert das jeweilige Land das Bundesamt 
für Soziale Sicherung fortlaufend und auf Nachfrage über den Stand des Insolvenzverfah-
rens und über das Bestehen einer Fortführungsperspektive des Krankenhausbetriebes. 

(5) Fordert ein Land von ihm ausgezahlte Fördermittel gegenüber einem Kranken-
hausträger zurück, hat es auch die an diesen Krankenhausträger aus dem Transforma-
tionsfonds ausgezahlten Fördermittel zurückzufordern und an das Bundesamt für Soziale 
Sicherung zu Gunsten des Transformationsfonds zurückzuzahlen. Absatz 2 Satz 3 und 4 
gilt entsprechend. 

(6) Soweit ein Land im Fall von festgestellten Minderausgaben in Übereinstimmung 
mit landesrechtlichen Regelungen auf eine Rückforderung von Kleinstbeträgen gegenüber 
einem Krankenhausträger verzichtet hat, kann das Bundesamt für Soziale Sicherung von 
einer Rückforderung seines Anteils an der Förderung absehen. Im Übrigen finden die 
Grenzwerte der Kleinbetragsregelung der Bundeshaushaltsordnung Anwendung.  

(7) Werden von den Ländern an das Bundesamt für Soziale Sicherung zu Gunsten 
des Transformationsfonds Fördermittel zurückgezahlt oder Zinserträge abgeführt, so wer-
den diese Finanzmittel der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds zugeführt, sofern sie 

1. bis zum 31. Dezember 2035 nicht vollständig durch das Bundesamt für Soziale Siche-
rung nach § 5 Absatz 1 als Fördermittel ausgezahlt werden oder 

2. nach dem 31. Dezember 2035 zu Gunsten des Transformationsfonds zurückgezahlt 
oder abgeführt werden. 

Im Fall einer finanziellen Beteiligung der Unternehmen der privaten Krankenversicherung 
an dem Transformationsfonds sind die nach Satz 1 der Liquiditätsreserve des Gesundheits-
fonds zuzuführenden Mittel um den Anteil zu reduzieren, der auf die finanzielle Beteiligung 
von Unternehmen der privaten Krankenversicherung entfällt. 

§ 8 

Aufgaben des Bundesamtes für Soziale Sicherung 

(1) Das Bundesamt für Soziale Sicherung richtet ein elektronisches Verwaltungsportal 
ein, das den Ländern die Antragstellung sowie die Übermittlung des Verwendungsnachwei-
ses und weiterer Unterlagen ermöglicht. Es kann zum Zweck einer einheitlichen und wirt-
schaftlichen Durchführung des Förderverfahrens nähere Bestimmungen zur Durchführung 
des Förderverfahrens und zur Übermittlung der in den §§ 4 und 6 genannten Angaben und 
Unterlagen in einem einheitlichen Format oder in einer maschinell auswertbaren Form tref-
fen sowie eine Förderrichtlinie erlassen. 

(2) Das Bundesamt für Soziale Sicherung schätzt die Aufwendungen, die ihm bis zum 
31. Dezember 2035 voraussichtlich für die Verwaltung des Transformationsfonds und die 
Durchführung der Förderung nach § 12b des Krankenhausfinanzierungsgesetzes sowie die 
Beauftragung von begleitenden Auswertungen nach § 14 Absatz 1 des 
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Krankenhausfinanzierungsgesetzes entstehen und passt diese Schätzung jährlich an die 
tatsächlich entstandenen Aufwendungen an. Das Bundesamt für Soziale Sicherung veröf-
fentlicht auf seiner Internetseite für jedes der Kalenderjahre 2026 bis 2035 jeweils bis zum 
31. März des vorhergehenden Kalenderjahres  

1. die Höhe des Betrages, bis zu dem jedes Land auf der Grundlage von § 12b Absatz 2 
Satz 2 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes abzüglich des jährlich angepassten Be-
trages nach Satz 1 die Zuteilung von Fördermitteln beantragen kann, 

2. die Höhe des Betrages, der auf der Grundlage von § 12b Absatz 2 Satz 3 des Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes abzüglich des jährlich angepassten Betrages nach 
Satz 1 für die Förderung länderübergreifender Vorhaben zur Verfügung steht.  

Bei der Veröffentlichung nach Satz 2 sind jeweils die Höhe der aus dem jeweils vorherge-
henden Kalenderjahr übertragenen Mittel, die Höhe der nach § 7 zurückgeforderten För-
dermittel und abgeführten Zinserträge sowie die Höhe der zur Auszahlung in künftigen Ka-
lenderjahren bereits bewilligten Fördermittel gesondert auszuweisen.  

(3) Das Bundesamt für Soziale Sicherung veröffentlicht auf seiner Internetseite mo-
natlich, erstmals zum 31. März 2026, die folgenden Angaben: 

1. die Anzahl der gestellten Anträge insgesamt und differenziert nach Ländern und län-
derübergreifenden Vorhaben sowie den Gegenstand der gestellten Anträge, differen-
ziert nach Ländern und länderübergreifenden Vorhaben, 

2. die Höhe der beantragten Fördermittel insgesamt und differenziert nach Ländern und 
länderübergreifenden Vorhaben unter Angabe der Höhe der durch die Länder bereit-
gestellten Mittel sowie  

3. die Höhe der bewilligten Fördermittel insgesamt und differenziert nach Ländern und 
länderübergreifenden Vorhaben. 

Die veröffentlichten Angaben dürfen keinen Bezug zu den betroffenen Vorhaben haben. 

(4) Das Bundesamt für Soziale Sicherung stellt dem Bundesministerium für Gesund-
heit auf Anfrage Auswertungen zu den bewilligten und ausgezahlten Fördermitteln, zu den 
gestellten Anträgen und zu den nach § 6 Absatz 3 übermittelten Daten zur Verfügung.  

§ 9 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Der Bundesrat hat zugestimmt. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Deutschland weist im internationalen Vergleich eine überdurchschnittlich hohe Dichte von 
Krankenhäusern und Krankenhausbetten auf. Gleichzeitig sind die vorhandenen Kranken-
hausbetten trotz der im internationalen Vergleich hohen Belegungszahlen nur mittelmäßig 
ausgelastet. Aus der Vorhaltung mittelmäßig ausgelasteter Krankenhauskapazitäten folgen 
hohe Gesundheitsausgaben für die stationäre Versorgung. Zugleich wird ein effizienter Ein-
satz des medizinischen Fachpersonals erschwert. Durch eine stärkere Spezialisierung der 
Krankenhäuser würde sich auch die Qualität der Behandlung der Patientinnen und Patien-
ten erhöhen. Mit dem Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) vom 
5.  Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 400) wurde daher ein Transformationsfonds zur För-
derung von Umstrukturierungsprozessen in den Krankenhäusern mit dem Ziel einer Kon-
zentration akutstationärer Versorgungskapazitäten, der Schließung von Krankenhäusern 
oder Teilen selbiger in Gebieten mit hoher Krankenhausdichte, dem Abbau von Doppel-
strukturen, der Umwandlung von Krankenhäusern in sektorenübergreifende Versorgungs-
einrichtungen, der Bildung telemedizinischer Netzwerkstrukturen und weiteren an einer be-
darfsgerechten, qualitativ hochwertigen Versorgung ausgerichteten Fördertatbeständen 
eingerichtet. Der Transformationsfonds wird aus der Liquiditätsreserve des Gesundheits-
fonds mit finanziellen Mitteln der gesetzlichen Krankenversicherung in Höhe von bis zu 25 
Milliarden Euro für eine Laufzeit von zehn Jahren ausgestattet. Gemeinsam mit den vorge-
sehenen Eigenfinanzierungsanteilen der Länder und gegebenenfalls der Krankenhausträ-
ger beträgt die Höhe der Fördermittel für die Laufzeit des Transformationsfonds insgesamt 
bis zu 50 Milliarden Euro. § 12b Absatz 5 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes (KHG) 
ermächtigt das Bundesministerium für Gesundheit durch Rechtsverordnung das Nähere zu 
den förderfähigen Vorhaben und Kosten, zum Verfahren der Zuteilung der Fördermittel, 
zum Nachweis der Voraussetzungen der Zuteilung und der zweckentsprechenden Verwen-
dung der Fördermittel sowie zur Rückzahlung von Fördermitteln zu regeln. Durch die mit 
dem Transformationsfonds geförderte Bündelung und Schwerpunktsetzung von Kranken-
hauskapazitäten ist in der Folge von einer nicht näher quantifizierbaren Effizienz- und Qua-
litätssteigerung der stationären Versorgung auszugehen. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

In der Verordnung werden die Voraussetzungen für die Förderung von Vorhaben durch den 
Transformationsfonds konkretisiert und die förderfähigen Kosten abgegrenzt. Die Verord-
nung enthält zudem Vorgaben zur Veröffentlichung von Informationen über die verfügbaren 
Fördermittel durch das Bundesamt für Soziale Sicherung (BAS). Das BAS verwaltet den 
Transformationsfonds und zahlt die bewilligten Fördermittel an die Länder aus. Zu diesem 
Zweck regelt die Verordnung Vorgaben über das Verfahren der Antragstellung, der Aus-
zahlung von Fördermitteln und zum Nachweis über die zweckentsprechende Verwendung 
der Fördermittel. Ein Verwaltungsrechtsverhältnis besteht nur zwischen dem BAS und den 
Ländern, die eine Förderung beantragen, nicht hingegen zwischen dem BAS und den an 
dem geförderten Vorhaben beteiligten Krankenhausträgern. Nicht zweckentsprechend ver-
wendete Fördermittel werden durch das BAS gegenüber dem jeweiligen Land zurückgefor-
dert. Daneben enthält die Verordnung weitere Bestimmungen zur Rückforderung ausge-
zahlter Fördermittel.    
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III. Alternativen 

Keine. 

IV. Regelungskompetenz 

Die Verordnung wird aufgrund der Ermächtigung des Bundesministeriums für Gesundheit 
nach § 12b Absatz 5 KHG mit Zustimmung des Bundesrats erlassen. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Die Verordnung ist mit dem Recht der Europäischen Union und den völkerrechtlichen Ver-
trägen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 

VI. Regelungsfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Mit der Verordnung werden geltende Rechtsvorschriften nicht vereinfacht oder aufgehoben. 
Allerdings werden im Rahmen der Krankenhausstrukturfonds-Verordnung bewährte Rege-
lungen zur näheren Ausgestaltung des Transformationsfonds fortgeführt und weiterentwi-
ckelt, sodass die beteiligten Akteure zur Umsetzung an bereits bestehende Prozesse an-
knüpfen können. Zugleich enthält die Verordnung Regelungen zur Vereinfachung des För-
derverfahrens und Maßnahmen zur Bürokratieentlastung. Insbesondere soll das Verfahren 
der Antragstellung und Nachweiserbringung digitaler ausgestaltet werden. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Die Verordnung entspricht den Zielen und Leitprinzipien der Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie zur Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nati-
onen. Das Nachhaltigkeitsziel 3 der Agenda 2030 („Ein gesundes Leben für alle Menschen 
jeden Alters gewährleisten und ihr Wohlergehen fördern“) beinhaltet unter anderem die Ziel-
vorgaben, die vorzeitige Sterblichkeit aufgrund von nicht übertragbaren Krankheiten zu sen-
ken (Zielvorgabe 3.4) und die allgemeine Gesundheitsversorgung sowie den Zugang zu 
hochwertigen grundlegenden Gesundheitsdiensten zu sichern (Zielvorgabe 3.8). Durch den 
Transformationsfonds sollen strukturverbessernde Maßnahmen der Krankenhäuser geför-
dert und so die Qualität der medizinischen Versorgung erhöht werden. Dies dient der Um-
setzung der Zielvorgaben 3.4 und 3.8 der Agenda 2030. Zugleich soll durch die Förderung 
von Vorhaben zur Konzentration im Krankenhausbereich eine effiziente Verteilung der be-
grenzten finanziellen Ressourcen der gesetzlichen Krankenversicherung sowie der perso-
nellen Ressourcen gewährleistet werden. Die damit verbundene Steigerung der Systemef-
fizienz steht in Einklang mit dem Nachhaltigkeitsziel 9 „Eine widerstandsfähige Infrastruktur 
aufbauen, breitenwirksame und nachhaltige Industrialisierung fördern und Innovationen un-
terstützen“.  

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für den Bund, die Länder und die gesetzliche Krankenversicherung entstehen keine Mehr-
ausgaben, die über die im KHVVG benannten Mehrausgaben hinausgehen. 

4. Erfüllungsaufwand 

Bürgerinnen und Bürger 
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Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht durch die Verordnung kein Erfüllungsaufwand.  

Verwaltung 

Der Erfüllungsaufwand für die Verwaltung, einschließlich die der Länder, der im Zusam-
menhang mit der Einrichtung des Transformationsfonds entsteht, wurde bereits mit dem 
KHVVG ermittelt. Dort wurde der Erfüllungsaufwand benannt, der dem BAS für die Einrich-
tung des Transformationsfonds sowie für die Fallbearbeitung entsteht. Im Übrigen entsteht 
für den Bund durch die Verordnung kein Erfüllungsaufwand, der über den im KHVVG be-
nannten Erfüllungsaufwand hinausgeht. Zudem wurde im KHVVG der Erfüllungsaufwand 
benannt, der den Ländern für die Antragstellung entsteht.  

Über diesen bereits im KHVVG benannten Erfüllungsaufwand hinaus entsteht den Ländern  
infolge dieser Verordnung laufender nicht näher bezifferbarer Erfüllungsaufwand für die Er-
stellung der Förderbescheide sowie für die im Rahmen der Förderverfahren durchzuführen-
den Übermittlungs- und Anzeigepflichten (Übermittlungspflichten nach § 5 Absatz 2 und § 
6 Absatz 3 und 4, Anzeigepflichten nach § 4 Absatz 6 und § 7 Absatz 4) und Prüfungen 
(Prüfung der Vereinbarkeit mit Wettbewerbsrecht und Beihilfenrecht nach § 6 Absatz 1 und 
Überprüfung der zweckentsprechenden Verwendung der Fördermittel nach § 6 Absatz 3).  

5. Weitere Kosten 

Den Unternehmen der privaten Krankenversicherung entstehen Mehrausgaben, wenn sie 
sich an der Förderung durch den Transformationsfonds beteiligen. Die Höhe der Beteiligung 
würde voraussichtlich dem Anteil der vollstationären Behandlungsfälle von Versicherten in 
der privaten Krankenversicherung an der Gesamtzahl aller vollstationären Behandlungs-
fälle entsprechen.  

6. Weitere Regelungsfolgen 

Die Förderung durch den Transformationsfonds hat Einfluss auf die finanziellen Möglich-
keiten der Länder zur Vornahme struktureller Verbesserungen der Krankenhausversorgung 
und trägt so zur Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse bei, etwa durch eine mögliche 
bundesweite Steigerung der Behandlungsqualität oder durch den Ausbau telemedizinischer 
Versorgungsnetzwerke und den damit verbundenen verbesserten Zugang zu einzelnen 
Leistungen der Gesundheitsversorgung. Insofern leistet auch die Verordnung, die das Nä-
here zur Umsetzung des Transformationsfonds regelt, einen Beitrag zur Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Nach § 14 KHG ist eine begleitende Evaluierung des Transformationsfonds vorgesehen. 
Nach dieser Vorschrift kann das BAS die für die Auswertung des durch die Förderung be-
wirkten Strukturwandels erforderlichen Daten von den Ländern anfordern. Zudem sind die 
dem BAS vorliegenden Zwischenberichte zum Zweck der Evaluierung in regelmäßigen Ab-
ständen dem Bundesministerium für Gesundheit und dem Bundesministerium der Finanzen 
vorzulegen. Eine darüberhinausgehende Regelung in der Verordnung ist nicht erforderlich. 
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B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Ziel und Anwendungsbereich) 

§ 1 regelt das Ziel und den Anwendungsbereich der Verordnung. 

Zu Absatz 1 

Das Ziel der Verordnung ist nach Satz 1 die Transformation der Krankenhausstrukturen zur 
Anpassung an die durch das KHVVG bewirkten Rechtsänderungen. Die Rechtsänderungen 
des KHVVG dienen insbesondere der Sicherung und Steigerung der Behandlungsqualität, 
der Gewährleistung einer flächendeckenden medizinischen Versorgung und der Steigerung 
der Effizienz in der Krankenhausversorgung. Hierzu enthält das KHVVG Vorgaben, die eine 
Verbesserung der Krankenhausstrukturen bezwecken. So wurden mit dem KHVVG bei-
spielsweise bundesweit einheitliche Leistungsgruppen mit Qualitätskriterien eingeführt und 
die Festlegung von Mindestvorhaltezahlen für einzelne Leistungsgruppen vorgesehen. Zur 
Anpassung an diese und weitere mit dem KHVVG geschaffenen Vorgaben bedarf es einer 
Umstrukturierung in der Krankenhausversorgung, insbesondere durch eine Konzentration 
der Versorgungskapazitäten und eine Spezialisierung in der Versorgung. Zur Förderung 
entsprechender Vorhaben wurde mit dem KHVVG der Transformationsfonds eingerichtet, 
der durch diese Verordnung weiter konkretisiert wird. Die Verordnung regelt nach Satz 2 
das Nähere zu den Voraussetzungen und zum Verfahren der Förderung.   

Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 gilt entsprechend § 12b Absatz 1 Satz 4 KHG die Verordnung nur für Vor-
haben an zugelassenen Krankenhäusern, deren Investitionskosten nach den Vorschriften 
des KHG förderfähig sind. Vom Geltungsbereich der Verordnung ausgenommen sind daher 
Krankenhäuser, die nach § 5 Absatz 1 KHG nicht förderfähig sind, wie zum Beispiel die 
Krankenhäuser der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung und ihrer Vereinigungen. 
Eine Ausnahme bezüglich bestimmter Vorhaben gilt nur für Hochschulkliniken, da Vorha-
ben nach § 12b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 KHG auch im Fall einer Beteiligung von 
Hochschulkliniken förderfähig sind. Die Verordnung gilt in Bezug auf diese bestimmten Vor-
haben daher auch für Hochschulkliniken.    

Zu § 2 (Förderfähigkeit) 

Diese Vorschrift enthält allgemeine Regelungen zur Förderfähigkeit von Vorhaben und zu 
den förderfähigen Kosten, die für jeden der in § 3 genannten Fördertatbestände gelten. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt fördertatbestandsübergreifend die Förderfähigkeit von Vorhaben. Danach 
muss ein Vorhaben zunächst die Voraussetzungen eines der in § 12b Absatz 1 Satz 4 KHG 
genannten Fördertatbestände erfüllen. Diese werden in § 3 näher konkretisiert. Zudem 
muss ein Vorhaben dem in § 1 Absatz 1 genannten Ziel der Transformation dienen. Mit der 
Förderung durch den Transformationsfonds soll die Anpassung der Krankenhausstrukturen 
an die durch das KHVVG bewirkten Rechtsänderungen unterstützt werden. Die Rechtsän-
derungen des KHVVG bezwecken eine Verbesserung der Krankenhausstrukturen, insbe-
sondere durch eine stärkere Konzentration der Versorgungskapazitäten und eine Speziali-
sierung in der Versorgung. Zur Erreichung dieses Ziels der Transformation ist für die För-
derfähigkeit eines Vorhabens daher maßgeblich, dass nicht überwiegend bestehende 
Strukturen erhalten werden. Ein Vorhaben, mit dem zum Beispiel überwiegend bereits vor-
handene Ausstattung oder existierende Gebäudeteile eines Krankenhauses modernisiert 
werden sollen, ist nicht förderfähig. Vielmehr muss das Vorhaben der Verbesserung der 
Krankenhausstrukturen insgesamt dienen, insbesondere durch eine Konzentration der Ver-
sorgungskapazitäten oder eine Spezialisierung der Krankenhausversorgung. Ob ein 
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Vorhaben überwiegend dem Erhalt bestehender Strukturen dient und insofern grundsätz-
lich förderfähig ist, obliegt der Beurteilung des jeweiligen Landes. Eine diesbezügliche Prü-
fung durch das BAS erfolgt nicht.   

Weitere Voraussetzung für die Förderfähigkeit eines Vorhabens ist, dass es mit dem deut-
schen und europäischen Wettbewerbsrecht und dem Beihilferecht der Europäischen Union 
vereinbar ist (siehe hierzu auch § 6 Absatz 1 Satz 5). 

Ein Vorhaben ist nicht förderfähig, wenn es bereits aufgrund anderer Grundlagen im Bun-
desrecht, im Landesrecht oder durch die Europäische Union gefördert wird. Hiervon aus-
genommen ist eine Förderung nach dem KHG, den jeweiligen Landeskrankenhausgeset-
zen sowie entsprechenden Förderprogrammen des Landes. Durch diese Vorschrift soll eine 
kumulative Förderung weniger Vorhaben vermieden und so eine möglichst effiziente Ver-
teilung der Fördermittel auf strukturverbessernde Vorhaben sichergestellt werden. Selb-
ständige Abschnitte eines aufgrund anderer Gesetze oder Förderprogramme geförderten 
Vorhabens sind dagegen förderfähig. Dabei kann es sich insbesondere um Vorhaben han-
deln, deren Förderung aufgrund anderer Gesetze oder Förderprogramme auf bereits abge-
schlossene Abschnitte beschränkt war und für die bezüglich weiterer selbständiger Ab-
schnitte weiterhin Förderbedarf besteht. Voraussetzung ist, dass die noch nicht abgeschlos-
senen Abschnitte eines solchen Vorhabens nicht ihrerseits bereits aufgrund anderer Ge-
setze oder Förderprogramme gefördert werden und dass sie dem in § 1 Absatz 1 Satz 1 
genannten Ziel der Transformation dienen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält Regelungen über die Förderfähigkeit der Kosten für Vorhaben, die nach 
Absatz 1 grundsätzlich förderfähig sind. Nach Satz 1 sind nur Kosten für Maßnahmen för-
derfähig, die den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen. Die Be-
teiligten sind an die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gebunden. Maß-
nahmen, die diesen Grundsätzen nicht entsprechen, sind nicht förderfähig. Diese Regelung 
dient einer möglichst effizienten Verteilung der Fördermittel. Die Förderziele der einzelnen 
Vorhaben sollen mit möglichst geringem Mitteleinsatz erreicht und so der Nutzen der zur 
Verfügung stehenden Fördermittel des Transformationsfonds maximiert werden.  

Förderfähig sind nach Satz 2 die in § 3 für die einzelnen Fördertatbestände genannten 
Kosten. Förderfähig sind nach Satz 3 zudem Aufwendungen des Krankenhausträgers im 
Zusammenhang mit einem aufgenommenen Darlehen zur Finanzierung eines förderfähi-
gen Vorhabens. Förderfähig sind Zins- und Tilgungsleistungen, die in den ersten zehn Jah-
ren nach Aufnahme des Darlehens anfallen. Fördermittel aus dem Transformationsfonds 
können bis zur Höhe des Betrags gewährt werden, der dem Barwert der in den ersten zehn 
Jahren nach der Darlehensaufnahme aufzuwendenden Zinsen, Tilgungsleistungen und 
Verwaltungskosten entspricht. Die Ermittlung des Barwerts hat nach den anerkannten Re-
geln der Versicherungsmathematik zu erfolgen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt, welche Kosten nicht aus Mitteln des Transformationsfonds gefördert wer-
den dürfen. Hierbei handelt es sich insbesondere um Kosten für Maßnahmen im Rahmen 
eines Vorhabens, die nicht dem in § 1 Absatz 1 Satz 1 genannten Ziel der Transformation 
dienen. 

Zu Nummer 1 

Nicht förderfähig sind nach Nummer 1 grundsätzlich die pflegesatzfähigen Betriebskosten 
gemäß § 4 Nummer 2 KHG, soweit § 3 nichts anderes bestimmt. Nicht förderfähig sind 
damit insbesondere die laufenden Personalkosten für zum Beispiel Fachärztinnen und 
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Fachärzte sowie weitere laufende Kostenpositionen und die Grundstückskosten gemäß § 
2 Nummer 2 KHG.  

Zu Nummer 2 

Nach Nummer 2 sind Kosten für Maßnahmen, die dem Erhalt bestehender Strukturen die-
nen oder die ohne das geförderte Vorhaben zum Erhalt bestehender Strukturen erforderlich 
gewesen wären, nicht förderfähig. Diese Vorschrift gilt für Vorhaben, durch die zwar teil-
weise, aber nicht überwiegend bestehende Strukturen erhalten werden sollen und die daher 
nach Absatz 1 grundsätzlich förderfähig sind. Wird durch ein Vorhaben überwiegend der 
Erhalt bestehender Strukturen gefördert, ist es bereits nach Absatz 1 Satz 2 nicht förderfä-
hig, sodass Absatz 3 Nummer 2 keine Anwendung findet. Vorhaben, durch die nicht 
schwerpunktmäßig bestehende Strukturen erhalten werden sollen, sind grundsätzlich för-
derfähig. Die Kosten eines solchen Vorhabens können jedoch nur anteilig gefördert werden.  

Nicht förderfähig im Rahmen des Transformationsfonds sind Kosten für Investitionen, die 
ohnehin - auch unabhängig vom KHVVG - durchgeführt werden müssen, wie zum Beispiel 
die Sanierung existierender Gebäudeteile, der Ersatz veralteter oder abgenutzter Geräte, 
die Erhöhung des Patientenkomforts in den bisherigen Strukturen und dem bisherigen Leis-
tungsrahmen. Förderfähig sind insofern nur die Kosten beziehungsweise Kostenanteile, die 
nicht auch ohne das Vorhaben entstehen würden. Wird beispielsweise im Rahmen des ge-
planten Vorhabens ein ohnehin renovierungsbedürftiger Operationssaal neu gebaut, sind 
von den förderfähigen Kosten die Kosten ausgenommen, die für die Renovierung des bis-
herigen Operationssaales beziehungsweise für diesen Strukturerhalt erforderlich wären.  

Die Länder prüfen vor der Antragstellung nach § 4, welche Kostenanteile des jeweiligen 
Vorhabens auf Maßnahmen entfallen, die dem Erhalt bestehender Strukturen dienen. In 
vielen Fällen wird es kaum möglich sein, den Anteil der Kosten, die auch ohne das Vorha-
ben zum Erhalt der bestehenden Struktur erforderlich gewesen wären, verlässlich abzu-
schätzen. In diesen Fällen steht es dem jeweiligen Land frei, einen Anteil pauschal festzu-
legen. Für die vom Land festgelegten Kostenanteile, die nicht allein dem Erhalt bestehender 
Strukturen dienen, kann ein Antrag auf Auszahlung von Fördermitteln nach § 4 gestellt wer-
den. Das BAS legt das Ergebnis der Prüfung des jeweiligen Landes bei seiner Entschei-
dung über den Antrag auf Auszahlung von Fördermitteln zugrunde.   

Denkbar ist darüber hinaus, dass das Land den Anteil, der mutmaßlich allein dem Erhalt 
bestehender Strukturen zuzuschreiben ist und insofern nicht im Rahmen des Transforma-
tionsfonds förderfähig ist, dann zum Beispiel im Rahmen seiner „normalen“ Investitionskos-
tenfinanzierung fördert, die das Land zur Inanspruchnahme der Fördermittel des Transfor-
mationsfonds auf dem bisherigen Niveau fortsetzen muss (siehe § 12b Absatz 3 Satz 1 
Nr.  4 KHG). 

Zu Nummer 3 

Nicht förderfähig sind nach Nummer 3 zudem Kosten für die Aufrechterhaltung des Ge-
bäude- und Anlagenbetriebs nach Stilllegung akutstationärer Versorgungskapazitäten, so-
weit es sich nicht um unvermeidbare Kosten für die Abwicklung von Verträgen handelt. Mit 
dieser Regelung wird die für die Förderung aus dem Krankenhausstrukturfonds geltende 
Rechtslage für den Transformationsfonds fortgeführt. Nachbetriebliche Kosten für die Auf-
rechterhaltung des Gebäude- und Anlagenbetriebes sind demnach nur in eingeschränktem 
Umfang förderfähig. Voraussetzung ist, dass es sich um Kosten für abwicklungsbedingte 
Verbindlichkeiten handelt. Die Kosten müssen auf die Abwicklung beziehungsweise Been-
digung des akutstationären Betriebs gerichtet sein. Hierzu können zum Beispiel nachlau-
fende Kosten aus Dienst-, Liefer- und Versicherungsverträgen zählen. Die Förderung nach-
betrieblicher Kosten im Einzelfall darf jedoch nicht dazu führen, dass aus Mitteln des Trans-
formationsfonds langfristig stillgelegte Versorgungsstrukturen finanziert werden. Die För-
derfähigkeit dieser Kosten ist daher auch zeitlich begrenzt. Zeitliche Grenze für den 
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Ausgleich nachbetrieblicher Verbindlichkeiten ist der nächstmögliche Kündigungstermin 
des jeweiligen Vertrags, sofern dieser nicht durch ein Sonderkündigungsrecht vorzeitig be-
endet werden kann.    

Zu Nummer 4 

Nicht förderfähig sind nach Nummer 4 zudem die Kosten, die durch die Rückforderung des 
Landes von in der Vergangenheit gewährten Investitionsfördermitteln entstehen. 

Zu § 3 (Regelungen zu einzelnen Fördertatbeständen nach § 12b Absatz 1 Satz 4 
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes) 

Diese Vorschrift enthält zu jedem Fördertatbestand, der in § 12b Absatz 1 Satz 4 KHG 
geregelt ist, konkretisierende Regelungen zu den Voraussetzungen der jeweils förderfähi-
gen Vorhaben und zu den jeweils förderfähigen Kosten. Die Auflistung der Fördertatbe-
stände und förderfähigen Kosten ist ebenso wie die gesetzliche Auflistung in § 12b Absatz 1 
Satz 4 KHG abschließend. Weitergehende Vorhaben oder Kosten sind nicht förderfähig. 
Die förderfähigen Kosten sind jeweils differenziert nach den Kosten für die im Zuge des 
Vorhabens erforderlichen Maßnahmen (zum Beispiel Baumaßnahmen) sowie den Kosten 
für weitere Maßnahmen, soweit sie für die Umsetzung des Vorhabens zwingend erforderlich 
sind. Erforderlich sind Maßnahmen, wenn diese der Umsetzung des Vorhabens dienen. 
Zwingend erforderlich sind Maßnahmen, ohne die ein Vorhaben nicht umsetzbar wäre. Ob 
im Einzelfall die Maßnahmen erforderlich beziehungsweise zwingend erforderlich sind, ob-
liegt der Beurteilung des jeweiligen Landes. 

Zu Absatz 1 

Der erste Fördertatbestand des Transformationsfonds setzt zunächst voraus, dass es sich 
um ein standortübergreifendes Vorhaben handelt. Der Standortbegriff ist in § 2a KHG defi-
niert. Das Vorhaben muss mindestens zwei Standorte betreffen, unabhängig davon, ob es 
sich um denselben Krankenhausträger oder unterschiedliche Krankenhausträger handelt. 
Ein Vorhaben ist nicht standortübergreifend, wenn die Krankenhausversorgung von meh-
reren Krankenhausträgern auf dem Gelände eines Standortes umstrukturiert werden soll, 
ohne dass die Trägerschaft und damit das Zusammenwirken in organisatorischer, insbe-
sondere personalrechtlicher Hinsicht geändert wird. 

Zentrale Voraussetzung dieses Fördertatbestandes ist die Konzentration akutstationärer 
Versorgungskapazitäten, insbesondere zur Erfüllung von Qualitätskriterien oder Mindest-
vorhaltezahlen. Das Vorhaben muss somit die stationäre Versorgung bezogen auf die Leis-
tungsgruppen gemäß § 135e Absatz 2 Satz 2 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) 
konzentrieren im Sinne von zusammenführen, tauschen, neu strukturieren oder eine Leis-
tungsverlagerung gemäß § 135f Absatz 1 Satz 2 und 3 SGB V zum Inhalt haben.  

Beispielsweise ist die Konzentration einer Leistungsgruppe an einem Krankenhausstandort 
förderfähig, wenn diese Leistungsgruppe bislang an mehreren Standorten angeboten wird 
und die Leistungserbringung dieser Leistungsgruppe zukünftig nur noch an einem Kranken-
hausstandort mit einer dann größeren Fallzahl stattfinden soll. Förderfähig sind auch Vor-
haben, die eine Konzentration der Erbringung einer Leistungsgruppe, beispielsweise Leis-
tungsgruppe 42 „Geburten“, an einem neuen Standort, an dem es bislang keine Geburts-
hilfe gab, bewirkt. Entscheidend für Konzentrationsvorhaben ist ein Abbau von Standorten 
bezogen auf eine bestimmte Leistungsgruppe. Die Frage, wie eine Konzentrationswirkung 
bemessen wird, obliegt der Beurteilung des jeweiligen Landes. 

Konzentrationsvorhaben nach Absatz 1 müssen in erster Linie dem Transformationsziel, 
also der Anpassung der Strukturen im Sinne des KHVVG dienen. Dies setzt nicht zwingend 
einen Abbau von Betten voraus. Durch das KHVVG ist unter anderem intendiert, dass sta-
tionäre Strukturen leistungsgruppenspezifisch konzentriert werden. Das bedeutet, dass 
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manche Krankenhausstandorte bestimmte Leistungen nicht mehr erbringen, andere Stand-
orte, diese Leistungen dann in einer erhöhten Fallzahl erbringen. An beiden Standorten 
wäre eine Förderung nach diesem Fördertatbestand grundsätzlich möglich.  

Nach Satz 2 sind Vorhaben auch dann förderfähig, wenn die Qualitätskriterien oder Min-
destvorhaltezahlen bereits ohne das Vorhaben erfüllt wären. Dies ist insbesondere dann 
sinnvoll, wenn das Vorhaben die Wirtschaftlichkeit der medizinischen Versorgung steigern 
soll, zum Beispiel durch einen Abbau von Doppelstrukturen, den Abbau von Betten oder 
die Verminderung des Vorhalteaufwandes.  

Bei Konzentrationsvorhaben zur Erfüllung von Mindestvorhaltezahlen nach Absatz 1 Num-
mer 2 ist die Erweiterung von Behandlungskapazitäten für eine Leistungsgruppe an einem 
Standort, zum Beispiel durch die Erweiterung eines Bettenhauses, die Vergrößerung einer 
Station, die Errichtung einer neuen Station oder den Bau eines zusätzlichen Operations-
saales aber regelmäßig nur dann förderfähig, wenn die Mindestvorhaltezahlen an dem be-
treffenden Standort nicht bereits ohne das Konzentrationsvorhaben erfüllt wären. 

Nicht förderfähig sind Vorhaben, die sich überwiegend auf Synergieeffekte betreffend die 
Verwaltung oder andere, nicht unmittelbar medizinische Leistungen beziehen. Vorhaben-
teile, die die Konzentration von nicht unmittelbar medizinischen Leistungen zum Gegen-
stand haben, sind somit nur dann förderfähig, wenn sie im Rahmen eines Konzentrations-
vorhabens erforderlich werden und der Schwerpunkt des Vorhabens in der leistungsgrup-
penbezogenen Konzentration von unmittelbar medizinischen Leistungen liegt. 

Nach Satz 2 sind bei den Konzentrationsvorhaben nach Satz 1 Kosten für Baumaßnahmen, 
das heißt für einen Abriss, Rückbau, Umbau oder Neubau, förderfähig. Weitere Kosten, die 
für die Umsetzung eines Vorhabens zur Erfüllung der Qualitätskriterien der betreffenden 
Leistungsgruppe zwingend erforderlich sein können, sind beispielsweise Kosten der erst-
maligen Weiterbildung von medizinischem oder pflegerischem Personal entsprechend der 
Qualitätskriterien der jeweiligen Leistungsgruppe oder Kosten für die nach den Qualitätskri-
terien der jeweiligen Leistungsgruppe vorgesehene sachliche Ausstattung (zum Beispiel 
Aufbau eines Labors).  

Beinhaltet das Konzentrationsvorhaben auch die Schließung von Krankenhäusern oder 
Teilen von Krankenhäusern können auch Schließungskosten entstehen. Schließungskos-
ten sind neben Kosten für Baumaßnahmen auch Kosten für Personalmaßnahmen, wie zum 
Beispiel Abfindungen, Kosten aufgrund eines Sozialplanes, Ablösezahlungen an Einrich-
tungen der Zusatzaltersversorgung sowie weitere Kosten für nachlaufende Verträge, an-
waltliche Beratung und Gebäudesicherung etc. Diese Kosten sind bei Schließungsvorha-
ben nach Absatz 7 beziehungsweise gemäß § 12b Absatz 1 Satz 4 Nummer 7 KHG förder-
fähig. Die Schließungskosten für Personalmaßnahmen, sind nur förderfähig, soweit keine 
Übernahme der stillgelegten Versorgungsbereiche durch einen anderen Rechtsträger bei-
spielsweise im Zuge eines Zusammenschlusses von Krankenhausträgern stattfindet.  

Darüber hinaus sind gemäß § 12b Absatz 1 Satz 4 Nummer 1 KHG bei Konzentrationsvor-
haben auch die Kosten für die Angleichung der digitalen Infrastruktur förderfähig. Dies setzt 
voraus, dass diese Kosten zusätzlich zu den Kosten nach Satz 2 beantragt werden. Aus-
geschlossen ist damit die Förderung von Vorhaben, die sich auf eine digitale Umstrukturie-
rungsmaßnahme beschränken. Im Falle eines Konzentrationsvorhabens ohne Sicherstel-
lung einer leistungsfähigen digitalen Infrastruktur und leistungsfähiger digitaler Anwendun-
gen kann es aber zu Risiken in der medizinischen Versorgung unter anderem aufgrund 
fehlender oder inkonsistenter Daten kommen. Im Sinne einer Harmonisierung im Rahmen 
der geförderten Konzentration hinsichtlich der digitalen Infrastruktur sollen Dienste und An-
wendungen der Telematikinfrastruktur nach dem SGB V genutzt werden, sobald diese zur 
Verfügung stehen. 
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Maßgeblich für die Beurteilung ist der Antrag des jeweiligen Landes zu dem betreffenden 
Vorhaben.  

Zu Absatz 2 

Mit diesem Fördertatbestand soll die Bildung von sektorenübergreifenden Versorgungsein-
richtungen gemäß § 115g SGB V, die mit dem KHVVG eingeführt wurden, gefördert wer-
den. Gemäß § 6c KHG können die für die Krankenhausplanung zuständigen Landesbehör-
den nur dann einen Krankenhausstandort als sektorenübergreifende Versorgungseinrich-
tung bestimmen, wenn der betreffende Krankenhausstandort bereits in den Krankenhaus-
plan aufgenommen ist. Folglich sieht auch der in § 12b Absatz 1 Satz 4 Nummer 2 KHG 
gesetzlich geregelte Fördertatbestand ausschließlich die Förderung der Umstrukturierung 
eines bereits vorhandenen Krankenhaustandortes in eine sektorenübergreifende Versor-
gungseinrichtung vor. Der Aufbau noch nicht existierender Krankenhausstandorte als sek-
torenübergreifende Versorgungseinrichtung, ist dementsprechend bereits aufgrund § 6c 
KHG nicht möglich und insofern im Rahmen des Transformationsfonds nicht förderfähig, da 
ein Krankenhausstandort ohnehin nur dann als sektorenübergreifende Versorgungseinrich-
tung bestimmt werden kann, wenn er bereits in den Krankenhausplan aufgenommen wurde. 
Das setzt voraus, dass die für die Krankenhausplanung zuständige Landesbehörde zuvor 
im Verfahren der Planaufnahme den erforderlichen Bedarf an stationären Leistungen für 
diesen Krankenhausstandort festgestellt hat. 

Um die Transformation eines bestehenden Plankrankenhauses in eine sektorenübergrei-
fende Versorgungseinrichtung in vor allem städtischen Gebieten, die aufgrund der räumli-
chen Gegebenheiten weniger Umstrukturierungspotential haben, hinreichend gewährleis-
ten zu können, bedarf es einer ausreichenden Flexibilität bei der Umstrukturierung. Insbe-
sondere kann der Hauptzugang des Krankenhausstandortes im Rahmen des Vorhabens 
auch an ein anderes Gebäude verlegt werden. Voraussetzung für die Verlegung des Haupt-
zugangs ist, dass die in § 2a KHG geregelten Vorgaben in Bezug auf die Definition des 
Krankenhausstandorts eingehalten werden. Flächenstandorte können danach aus mehre-
ren Gebäuden oder Gebäudekomplexen bestehen, wenn der Abstand zwischen den am 
weitesten voneinander entfernt liegenden Gebäudepunkten nicht mehr als 2.000 Meter Luft-
linie beträgt. Dies gilt auch für die Verlegung des Hauptzugangs eines Krankenhausstan-
dortes, der zur sektorenübergreifenden Versorgungseinrichtung bestimmt wurde. Der Ab-
stand zwischen dem Gebäude, an das der Hauptzugang verlegt werden soll und dem hier-
von am weitesten entfernten anderen Gebäude des Krankenhausstandortes darf mithin 
nicht mehr als 2.000 Meter Luftlinie betragen. 

Förderfähige Kosten bei der Umstrukturierung eines Krankenhaustandortes in eine sekto-
renübergreifende Versorgungseinrichtung sind insbesondere die Kosten für Baumaßnah-
men, die für die Nutzung des Krankenhausstandortes als sektorenübergreifende Versor-
gungseinrichtung erforderlich sind. Denkbar ist darüber hinaus, dass neben Baukosten 
auch andere Kosten für die Umstellung auf das neue Nutzungskonzept entstehen können, 
wie zum Beispiel Kosten für digitale Infrastruktur. Dies umfasst auch solche Maßnahmen 
und Kosten, die der Harmonisierung und gleichzeitigen Modernisierung der digitalen Infra-
struktur im Sinne einer Förderung der Interoperabilität informationstechnischer Systeme 
dienen sowie zur Verbesserung der informationstechnischen Sicherheit der Krankenhäu-
ser.  Es muss sichergestellt werden können, dass bei der Etablierung sektorenübergreifen-
der Versorgungseinrichtungen ein medienbruchfreier, interoperabler und sicherer Daten-
austausch möglich ist. Kosten sind förderfähig, soweit sie nicht als laufende Betriebskosten 
anzusehen sind. Förderfähige Kosten sind zudem Schließungskosten (siehe hierzu Aus-
führungen zu Absatz 7). Kosten für schließungsbedingte Personalmaßnahmen, sind nur 
förderfähig, soweit keine Übernahme der stillgelegten Versorgungsbereiche durch einen 
anderen Rechtsträger erfolgt.  

Kosten für den Aufbau ambulanter Versorgungsstrukturen sind ebenso wie bei den bishe-
rigen Förderverfahren nach der Krankenhausstrukturfonds-Verordnung nicht förderfähig. 
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Förderungen nach dem KHG dienen generell nur stationären Strukturen und sind nicht zur 
Förderung von vertragsärztlichen Strukturen vorgesehen. Lediglich der Anschluss an die 
ambulante Struktur ist förderfähig, nicht aber die ambulante Struktur selbst. Diese Regelung 
dient dazu, zu vermeiden, dass Krankenhäuser einen ungerechtfertigten Vorteil gegenüber 
vertragsärztlichen Leistungserbringern erlangen. 

Zu Absatz 3 

Mit diesem Fördertatbestand, der auf § 12b Absatz 1 Satz 4 Nummer 3 KHG basiert, sollen 
Vorhaben zur Bildung telemedizinischer Netzwerkstrukturen zwischen mindestens zwei 
Krankenhäusern einschließlich der Schaffung der Voraussetzungen für die Durchführung 
robotergestützter Telechirurgie gefördert werden. Umfasst sind insbesondere telemedizini-
sche Netzwerke, die die direkte Behandlung von Patientinnen und Patienten betreffen (zum 
Beispiel Telekonsile). Auf diese Weise kann die besondere medizinische Kompetenz eines 
Krankenhauses, auch für andere Krankenhäuser verfügbar gemacht werden und es wird 
eine flächendeckende qualitativ hochwertige Versorgung gefördert.  

Abweichend von § 5 KHG können nach diesem Fördertatbestand auch Vorhaben gefördert 
werden, an denen Hochschulkliniken beteiligt sind. Die Beteiligung einer Hochschulklinik 
an dem Vorhaben zur Bildung einer telemedizinischen Netzwerkstruktur ist nicht Voraus-
setzung für eine Förderung nach Absatz 3. Die Bildung von telemedizinischen Netz-
werkstrukturen kann mehr als zwei Krankenhäuser umfassen und auch den Aufbau einer 
landesweiten telemedizinischen Netzwerkstruktur zum Inhalt haben.  

Förderfähig sind die Kosten, die zur Bildung telemedizinischer Netzwerkstrukturen, ein-
schließlich der Schaffung der Voraussetzungen für die Durchführung robotergestützter Te-
lechirurgie, erforderlich sind. Dazu zählen insbesondere die Kosten für die technische Aus-
stattung, die Beschaffung, Errichtung, Erweiterung oder die Entwicklung informations- oder 
kommunikationstechnischer Anlagen, Systeme oder Verfahren oder räumlicher Maßnah-
men, die erforderlich sind, um telemedizinische Netzwerkstrukturen zwischen Krankenhäu-
sern aufzubauen und den Einsatz telemedizinischer Verfahren in der stationären Versor-
gung von Patientinnen und Patienten zu ermöglichen oder um Ärztinnen und Ärzte bei der 
telemedizinischen Behandlung von Patientinnen und Patienten, insbesondere im Rahmen 
von Operationen, zu unterstützen. Dies umfasst ebenso Maßnahmen zur Sicherstellung der 
Interoperabilität zwischen den Systemen als auch Maßnahmen zur Verbesserung der infor-
mationstechnischen Sicherheit der Krankenhäuser im Zuge des genannten Fördertatbe-
standes. Interoperabilität ist entscheidend, damit telemedizinische Netzwerke nahtlos Da-
ten austauschen und verschiedene Systeme effektiv zusammenarbeiten können, um eine 
ganzheitliche und effiziente Patientenversorgung zu gewährleisten. 

Förderfähig sind auch die Kosten für die Personalmaßnahmen, die für die Umsetzung des 
Vorhabens zwingend erforderlich sind, zum Beispiel Kosten für initiale Schulungen der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter zum Start eines telemedizinischen Netzwerkes. Kosten für 
weitere Maßnahmen sind förderfähig, soweit sie für die Umsetzung des Vorhabens drin-
gend erforderlich sind (zum Beispiel vorhabenbezogene Kosten für Machbarkeitsstudien, 
Projektmanagement und die Hinzuziehung externer Beratung). Nicht förderfähig sind lau-
fende Kosten für die telemedizinischen Strukturen, etwa für die Wartung der Geräte, die 
Datenverbindungen oder die laufenden Personalkosten. 

Nach Satz 3 können Kosten für bauliche Maßnahmen nur gefördert werden, soweit sie für 
die Umsetzung des Vorhabens zur Bildung telemedizinischer Netzwerkstrukturen erforder-
lich sind. Zudem bestimmt Satz 3, dass die Kosten für bauliche Maßnahmen nur bis zu 
einer Höhe förderfähig sind, die die in Satz 2 genannten, anderen Kosten nicht übersteigt. 
Durch diese Regelung wird sichergestellt, dass nicht mehr als die Hälfte der Gesamtkosten 
des Vorhabens für die Anpassung baulicher Gegebenheiten verwendet werden darf. Damit 
soll gewährleistet werden, dass der Großteil der Fördermittel für den Bereich der informa-
tions- und kommunikationstechnischen Anlagen im engeren Sinne verwendet wird. Es sind 
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in der Regel verfügbare Dienste und Anwendungen der Telematikinfrastruktur nach dem 
SGB V zu nutzen. Diese müssen für die Nutzung im Rahmen telemedizinischer Anwendun-
gen geeignet sein. Es ist zwingend zu vermeiden, dass parallele oder konkurrierende Infra-
strukturen zur Telematikinfrastruktur geschaffen werden. Hierdurch werden Insellösungen 
verhindert und Effizienzgewinne durch eine gemeinsame Infrastruktur ermöglicht. Solange 
noch keine Dienste der Telematikinfrastruktur zur Verfügung stehen, können alternative 
Dienste genutzt werden. Für die technische Ausgestaltung telemedizinischer Netzwerke 
sollen bestehende Standards und Vereinbarungen für telemedizinische Dienste als Orien-
tierungshilfe herangezogen werden.   

Zu Absatz 4 

Mit diesem Fördertatbestand gemäß § 12b Absatz 1 Satz 4 Nummer 4 KHG sollen wettbe-
werbsrechtlich zulässige Vorhaben zur Bildung von Zentren zur Behandlung von seltenen, 
komplexen oder schwerwiegenden Erkrankungen an Hochschulkliniken gefördert werden. 
Abweichend von § 5 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes betrifft eine Förderung nach 
diesem Tatbestand demnach Vorhaben, an denen Hochschulkliniken beteiligt sind. Voraus-
setzung ist, dass an dem jeweiligen Aufbau oder Ausbau eines Zentrums neben einer Hoch-
schulklinik auch mindestens ein Krankenhaus beteiligt ist, bei dem es sich nicht um eine 
Hochschulklinik handelt. Ziel der Förderung nach diesem Tatbestand ist es, durch eine Bün-
delung der medizinischen Behandlungskompetenz nachhaltige Verbesserungen in Diag-
nostik und Therapie seltener, komplexer oder schwerwiegender Erkrankungen zu errei-
chen. Eine Bündelung der Behandlungskapazitäten für seltene, komplexe oder schwerwie-
gende Erkrankungen kann auch eine Verbesserung der Ausstattung mit dem erforderlichen 
Pflegepersonal bewirken. Dies ist bei der Behandlung dieser Erkrankungen von besonderer 
Bedeutung, da hierfür in der Regel fachlich besonders geschultes Pflegepersonal erforder-
lich ist. 

Förderfähig sind insbesondere Vorhaben zur Behandlung von komplexen oder schwerwie-
genden Erkrankungen, bei denen Versorgungseinrichtungen von einem nicht universitären 
Krankenhaus an eine Einrichtung eines Hochschulklinikums verlegt werden. Ziel ist, dass 
die Behandlung dieser Erkrankungen in Zentren gebündelt wird, die über die größtmögliche 
medizinische Kompetenz zur Behandlung solcher Erkrankungen verfügen.  

Förderfähig sind auch im Rahmen dieses Fördertatbestandes die Kosten für die Schließung 
von Teilen eines Krankenhauses sowie die Kosten für die erforderlichen Baumaßnahmen 
an dem Krankenhaus, an dem das Zentrum auf- oder ausgebaut wird. Der Umfang der 
Förderfähigkeit für die Schließung von Teilen eines Krankenhauses entspricht der in § 3 
Absatz 7 beschriebenen Förderfähigkeit. Kosten für schließungsbedingte Personalmaß-
nahmen, sind dementsprechend nur förderfähig, soweit keine Übernahme der stillgelegten 
Versorgungsbereiche durch einen anderen Rechtsträger erfolgt. 

Förderfähig können zudem die technische Erweiterung oder notwendige digitale Anwen-
dungen sein sowie Maßnahmen zur Sicherstellung der Interoperabilität zwischen den ge-
nutzten Systemen. Beispiele hinsichtlich der technischen Ausstattung sind solche, die es 
zur Behandlung von onkologischen Erkrankungen mittels neuartiger Therapieverfahren wie 
CAR-T-Zelltherapie bedarf sowie die Anschaffung besonderer Geräte sein, zum Beispiel 
PET-CT oder Speziallabore. Da die Bildung von Zentren regelhaft auch mit einer umfas-
senden Dokumentation einhergeht, ist zum Beispiel sicherzustellen, dass relevante Daten 
interoperabel und medienbruchfrei in andere relevante Systeme übernommen werden kön-
nen. 

Nicht förderfähig ist der laufende Betrieb der Zentren.  
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Zu Absatz 5 

Mit diesem Fördertatbestand gemäß § 12b Absatz 1 Satz 4 Nummer 5 KHG sollen wettbe-
werbsrechtlich zulässige Vorhaben zur Bildung von regional begrenzten Krankenhausver-
bünden zum Abbau von Doppelstrukturen gefördert werden. Ein Krankenhausverbund ist 
die dauerhafte, verbindliche Zusammenarbeit zumindest zweier rechtlich selbstständiger 
Krankenhäuser. Das heißt, mindestens zwei Krankenhäuser – unabhängig davon, ob es 
sich um denselben Krankenhausträger oder unterschiedliche Krankenhausträger handelt, 
– vereinbaren eine auf unbestimmte Zeit angelegte Zusammenarbeit bei der Erbringung 
von medizinischen Leistungen bezogen auf eine oder mehrere Leistungsgruppen nach 
§ 135e Absatz 2 Satz 2 SGB V.  

Weitere Voraussetzung ist, dass diese Vereinbarung zum Abbau von Doppelstrukturen be-
zogen auf die jeweilige Leistungsgruppe führt. Der Abbau von Doppelstrukturen kann in 
einer Konzentration von Versorgungs- oder Vorhaltestrukturen, der Reduzierung von Bet-
ten und der Verminderung des Vorhalteaufwandes bestehen. Zentrales Beispiel ist die Leis-
tungsgruppenzusammenführung beziehungsweise der Leistungsgruppentausch im Sinne 
der Spezialisierung der Versorgung. Das bedeutet, bisherige Therapieangebote werden an 
ein anderes Krankenhaus abgegeben und im Gegenzug (oder im Ringtausch) werden an-
dere Therapieangebote/-kapazitäten übernommen. Beispielsweise führen Krankenhaus A 
und Krankenhaus B bislang jeweils sowohl pneumologische als auch nephrologische Spe-
zialbehandlungen durch. Bei der Bildung eines Krankenhausverbundes gibt Krankenhaus 
A seine pneumologischen Kapazitäten an Krankenhaus B ab und erhält im Gegenzug von 
Krankenhaus B die nephrologischen Kapazitäten. Im Krankenhaus A muss die bisherige 
Leistungsgruppe 6 „Komplexe Pneumologie“ für zusätzliche Kapazitäten in der Leistungs-
gruppe 5 „Komplexe Nephrologie“ umgebaut werden, und im Krankenhaus B die bisherige 
Leistungsgruppe 5 „Komplexe Nephrologie“ für zusätzliche Kapazitäten in der Leistungs-
gruppe 6 „Komplexe Pneumologie“.  

Möglich ist, dass im Rahmen einer Kooperationsvereinbarung indirekt auch Hochschulkli-
niken profitieren könnten, insbesondere über die Vereinbarung von Kooperationen mit för-
derfähigen nicht-universitären Krankenhäusern. Dies könnte beispielsweise der Fall sein, 
bei geteilten Behandlungspfaden für Patientinnen und Patienten mit nicht-komplexen Be-
handlungsbedarfen, oder sofern nach Abschluss der hochschulmedizinischen Behandlung 
weitere stationäre Behandlungsbedarfe bestehen, die durch das kooperierende Kranken-
haus übernommen werden. Denkbar ist, dass infolge eines gezielten Umbaus der koope-
rierenden nicht-universitären Krankenhäuser durch eine Förderung aus dem Transforma-
tionsfonds Hochschulkliniken über die Kooperation mit dem geförderten nicht-universitäten 
Krankenhaus die Zahl ihrer Patientinnen und Patienten sowie das jeweilige Patientenklien-
tel steuern und so auch gezielt Behandlungsschwerpunkte aus- oder abbauen könnten.  

Weitere Voraussetzung des Fördertatbestandes ist, dass es sich um Krankenhäuser in ei-
ner Region beziehungsweise in räumlicher Nähe handelt. Eine Region ist durch das antrag-
stellende Land ausgehend von der für die Bevölkerung erreichbaren Krankenhausversor-
gung zu bestimmen und kann im Einzelfall auch über Landesgrenzen hinaus reichen.  

Denkbar ist, dass auch bereits in der Vergangenheit bestehende Krankenhausverbünde 
förderfähig sind, soweit der Krankenhausverbund im Rahmen der Umsetzung des KHVVG, 
insbesondere im Zusammenhang mit der Zuweisung von Leistungsgruppen wesentlich ge-
ändert werden soll. 

Förderfähige Kosten bei diesem Tatbestand sind die Kosten für die erforderlichen Baumaß-
nahmen. Beispiele der förderfähigen Kosten sind die für eine Leistungsgruppenzusammen-
führung beziehungsweise einen Leistungsgruppentausch notwendigen Umbauten, der 
Rückbau, die Erweiterung oder der Neubau von Behandlungseinheiten wie Stationen, Ope-
rationssäle, Notaufnahmen, Schockräume oder Kreißsäle. Auch der Abbau von Doppel-
strukturen, die nicht unmittelbar der medizinischen Versorgung dienen, wie zum Beispiel 
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Aufbereitungseinheiten für Medizinprodukte, kann förderfähig sein, wenn dies zur Umset-
zung des Vorhabens zwingend erforderlich ist und der Schwerpunkt des Vorhabens in der 
Bildung eines Verbundes in Bezug auf die medizinische Leistungserbringung liegt. Kosten 
für zusätzliche Kapazitäten sind nur förderfähig, soweit Kapazitäten der entsprechenden 
Leistungsgruppe an anderen Krankenhäusern geschlossen werden. Nicht förderfähig sind 
daher die Kosten für die Vergrößerung der Kapazitäten eines Krankenhauses ohne Schlie-
ßung entsprechender Strukturen eines anderen Krankenhauses.  

Förderfähige Kosten sind zudem Kosten für weitere Maßnahmen, die für die Umsetzung 
des Vorhabens zwingend erforderlich sind, wie zum Beispiel Kosten für den Aufbau von 
Netzwerkstrukturen, der Modernisierung oder Harmonisierung der digitalen Infrastrukturen 
einschließlich telemedizinischer Strukturen innerhalb des Verbunds.  

Beinhaltet das Vorhaben auch die Schließung von Krankenhäusern oder Teilen von Kran-
kenhäusern können auch Schließungskosten entstehen. Schließungskosten sind neben 
Kosten für Baumaßnahmen auch Kosten für Personalmaßnahmen, wie zum Beispiel Abfin-
dungen, Kosten aufgrund eines Sozialplanes, Ablösezahlungen an Einrichtungen der Zu-
satzaltersversorgung, etc. sowie weitere Kosten für nachlaufende Verträge, anwaltliche Be-
ratung und Gebäudesicherung etc. Diese Kosten sind bei Schließungsvorhaben nach Ab-
satz 7 beziehungsweise gemäß § 12b Absatz 1 Satz 4 Nummer 7 KHG förderfähig. Diese 
Schließungskosten für Personalmaßnahmen sind nur förderfähig, soweit keine Übernahme 
der stillgelegten Versorgungsbereiche durch einen anderen Rechtsträger stattfindet. 

Zu Absatz 6 

Mit diesem Fördertatbestand gemäß § 12b Absatz 1 Satz 4 Nummer 6 KHG soll die Bildung 
integrierter Notfallstrukturen gefördert werden. Zu berücksichtigen ist hierbei, dass bei der 
Notfallversorgung bereits vor Jahren strukturell bedingte Effizienzdefizite festgestellt wur-
den und über den daraus resultierenden gesetzlichen Änderungsbedarf diskutiert wurde 
und wird. Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit ist daher zu vermeiden, dass Strukturen, die 
keine Bestandsperspektive mehr haben, finanziell gefördert werden. Nicht mit den Zwecken 
des Transformationsfonds und der Finanzverantwortung der Länder vereinbar sind Vorha-
ben, die dem Aufbau, Umbau oder Neubau von Notfallstrukturen dienen, die in der alleini-
gen Verantwortung der Kassenärztlichen Vereinigungen liegen. Hierfür aufgewendete fi-
nanzielle Mittel können nicht aus dem Transformationsfonds finanziert werden. 

Förderfähige Kosten sind beispielsweise Kosten für Umbauten, um eine räumliche Verbin-
dung von Schockraum und Bildgebung herzustellen, Kosten der Einrichtung oder Umbau-
ten eines Luftrettungslandeplatzes gemäß den Vorgaben des § 6 des Luftverkehrsgesetzes 
(LuftVG), sowie des räumlichen Anschlusses von Beobachtungsstationen oder einer Not-
dienstpraxis an die Zentrale Notaufnahme. Förderfähig sind auch Kosten für die Einrichtung 
eines Sofortlabors sowie Kosten für Geräte beziehungsweise die für die Leistungsgruppe 
65 „Notfallmedizin“ in Verbindung mit den Regelungen zu einem gestuften System von Not-
fallstrukturen in Krankenhäusern gemäß § 136c Absatz 4 SGB V erforderliche sachliche 
Ausstattung.  

Zu Absatz 7 

Der Fördertatbestand der Schließung von Krankenhäusern oder Teilen von Krankenhäu-
sern gemäß § 12b Absatz 1 Satz 4 Nummer 7 KHG wird im Vergleich zu dem im Rahmen 
des Krankenhausstrukturfonds gemäß § 12a KHG bereits vorgesehenen Schließungstat-
bestandes weiterentwickelt, so dass insbesondere Schließungen in Gebieten mit einer ho-
hen Dichte an Krankenhäusern oder Krankenhausbetten gefördert werden sollen. Die Be-
urteilung, wann eine hohe Dichte an Krankenhäusern oder Krankenhausbetten vorliegt, ob-
liegt den Ländern im Rahmen ihrer Planungszuständigkeit. 
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Voraussetzung für eine förderfähige Schließung ist, dass sie auf Dauer angelegt ist, das 
heißt, dass eine Wiederaufnahme des Krankenhausbetriebes ausgeschlossen ist. 

Förderfähig sind als Schließungskosten die Kosten für Baumaßnahmen für den Abriss oder 
Rückbau sowie Kosten für Personalmaßnahmen, wie zum Beispiel Abfindungen, Kosten 
aufgrund eines Sozialplanes, Ablösezahlungen an Einrichtungen der Zusatzversorgung etc. 
und weitere Kosten für nachlaufende Verträge, anwaltliche Beratung und Gebäudesiche-
rung etc. 

Kosten für schließungsbedingte Personalmaßnahmen sind aufgrund der diesbezüglichen 
besonderen personalrechtlichen Verantwortung des Krankenhausträgers als bisherigen Ar-
beitgeber nur förderfähig, wenn keine Ausschüttung an Investoren beziehungsweise kein 
finanzieller Vorteil des bisherigen Krankenhausträgers durch die Schließung erfolgt und die 
stillgelegten Versorgungsbereiche nicht durch einen anderen Rechtsträger übernommen 
werden. 

Nachbetriebliche Kosten sind entsprechend der Förderpraxis der Länder nur in einge-
schränktem Umfang förderfähig. Bei einer Umwandlung in andere Versorgungseinrichtun-
gen (zum Beispiel vertragsärztliche Einrichtungen, Einrichtungen nach dem Elften Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB XI)) sind nur die schließungsbedingten Kosten förderfähig und 
nicht diejenigen Kostenanteile, die dem Aufbau der jeweils neuen Einrichtung dienen. An-
derenfalls würden Mittel, die für die Krankenhausversorgung bestimmt sind, zweckwidrig in 
anderen Regelungssystemen verwendet.  

Nicht förderfähig sind die Kosten, die durch die Rückforderung des Landes von in der Ver-
gangenheit gewährten Investitionsfördermitteln entstehen (siehe auch § 2 Absatz 3 Num-
mer 4). Nicht förderfähig ist die Übernahme von Schulden eines Krankenhausträgers. 

Zu Absatz 8 

Dieser Fördertatbestand entspricht der gesetzlichen Regelung in § 12b Absatz 1 Satz 4 
Nummer 8 KHG. Die Förderung setzt voraus, dass das Vorhaben zur Schaffung zusätzli-
cher Ausbildungskapazitäten auf einem Konzentrationsvorhaben nach Absatz 1 oder einem 
Verbundvorhaben nach Absatz 5 beruht. Das bedeutet, dass ohne ein Konzentrationsvor-
haben nach Absatz 1 oder ein Verbundvorhaben nach Absatz 5 diese zusätzlichen Ausbil-
dungskapazitäten nicht geschaffen werden könnten. Nicht zwingend erforderlich ist dabei, 
dass für das zugrundeliegende Konzentrationsvorhaben nach Absatz 1 oder für das zu-
grundeliegende Verbundvorhaben nach Absatz 5 eine Förderung aus dem Transforma-
tionsfonds erfolgt. Für den Fall, dass ein der Schaffung der zusätzlichen Ausbildungskapa-
zitäten zugrundeliegendes Konzentrationsvorhaben nach Absatz 1 oder ein Verbundvorha-
ben nach Absatz 5 nicht bereits aus dem Transformationsfonds bewilligt wurde, ist für die 
Förderung eines Vorhabens nach Absatz 8 das Vorliegen der Voraussetzungen eines Kon-
zentrationsvorhabens nach Absatz 1 oder eines Verbundvorhabens nach Absatz 5 zwin-
gend nachzuweisen. 

Die Schaffung zusätzlicher Ausbildungskapazitäten beinhaltet zwingend eine Aufstockung 
der Ausbildungsplätze. Die bloße Vergrößerung oder Erweiterung von Schulungsräumen 
genügt nicht. 

Ausbildungsstätten im Sinne dieser Regelung sind auch Pflegeschulen nach § 8 Absatz 2 
des Pflegeberufegesetzes (PflBG), die von einem Krankenhaus als Träger der praktischen 
Ausbildung nach § 7 Absatz 1 Nummer 1 PflBG betrieben werden oder mit denen ein Kran-
kenhaus als Träger der praktischen Ausbildung einen Vertrag über die Durchführung des 
theoretischen und praktischen Unterrichts geschlossen hat und sich daraus eine Mitträger-
schaft ergibt. 
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Förderfähige Kosten sind Baukosten für einen erforderlichen Umbau oder Neubau, Kosten 
zur Ausstattung und für Schulungsmaterialien, wie zum Beispiel Erstellung von Video-Ma-
terial, Geräte für (KI-basierte) Behandlungs-Simulationen. Zudem sind einmalige Kosten für 
die Gewinnung von Auszubildenden oder Schulungen der Ausbildenden förderfähig. 

Nicht förderfähig sind die Ausbildungskosten im Sinne von § 17a Absatz 1 KHG und § 27 
Absatz 1 PflBG in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und Anlage 1 der Pflegeberufe-Ausbildungs-
finanzierungsverordnung (PflAFinV).  

Zu § 4 (Antragstellung) 

Die Vorschrift enthält die Voraussetzungen, die für eine ordnungsgemäße Antragstellung 
zu erfüllen sind. 

Zu Absatz 1 

Satz 1 regelt, dass die Länder für die Jahre 2026 bis 2035 Anträge spätestens bis zum 30. 
September des Vorjahres stellen können. Abweichend von Satz 1 können die Länder ge-
mäß Satz 2 Anträge bis zum 31. Dezember des Vorjahres stellen, wenn dem BAS die Höhe 
des Fördervolumens sowie die Anzahl der zu fördernden Projekte getrennt nach den in § 3 
aufgeführten Fördertatbeständen bis zum 30. September des Vorjahres angezeigt worden 
ist. Die Antragsfristen sind erforderlich, damit der Schätzerkreis nach § 220 Absatz 2 SGB 
V die dem Transformationsfonds aus der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds voraus-
sichtlich zuzuführenden Finanzmittel für die Kalkulation des Zuweisungsvolumens an die 
Krankenkassen und für die Festlegung des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes für das 
Folgejahr berücksichtigen kann. Ohne die in den Sätzen 1 und 2 festgelegten Antrags- be-
ziehungsweise Anzeigefristen würde in Jahren mit hohen Auszahlungsbeträgen ein Unter-
schreiten der Mindestreserven des Gesundheitsfonds drohen, sodass dessen Liquidität und 
damit die Auszahlung der Zuweisungen an die Krankenkassen gefährdet wären. 

Satz 3 regelt, dass sich ein Antrag auf Auszahlung von Fördermitteln immer nur auf einen 
der in § 3 genannten Fördertatbestände beziehen darf. Sollen mehrere Vorhaben umge-
setzt werden, die verschiedenen Fördertatbeständen zuzuordnen sind, so hat das Land 
mehrere Anträge auf Auszahlung von Fördermitteln zu stellen. Dies gilt auch dann, wenn 
die Vorhaben an demselben Krankenhausstandort umgesetzt werden sollen. Nur so kön-
nen die fördertatbestandsspezifischen Voraussetzungen und das beabsichtigte Transfor-
mationsziel geprüft und sichergestellt und eine Transparenz über das Fördergeschehen 
aus dem Transformationsfonds erreicht werden. Denkbar ist, dass die Länder mehrere An-
träge für Teilvorhaben stellen, die an unterschiedlichen Krankenhäusern umgesetzt werden 
sollen, aber funktional zusammenhängen und einem übergeordneten Gesamtvorhaben zu-
zuordnen sind. Dies kann sich beispielsweise bei Vorhaben zur Bildung landesweiter tele-
medizinischer Netzwerkstrukturen als zweckmäßig darstellen. 

Gemäß Satz 4 erfolgt eine Antragstellung des an dem Vorhaben beteiligte Land, im Fall 
von länderübergreifenden Vorhaben durch die an dem Vorhaben beteiligten Länder, über 
das vom BAS einzurichtende elektronische Verwaltungsportal nach § 8 Absatz 1. Die Nut-
zung eines Onlinedienstes führt zu einer schnelleren, effizienteren und benutzerfreundli-
cheren Antragstellung. 

Satz 5 regelt, in welcher Höhe das jeweilige Land für das jeweilige Kalenderjahr Fördermit-
tel beim BAS abrufen kann. Danach können die Länder für ein Kalenderjahr die Auszahlung 
von Fördermitteln in der in § 12b Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit Satz 4 KHG geregelten 
Höhe beantragen, zuzüglich der in den vorangegangenen Kalenderjahren zurückgezahlten 
Fördermittel und der in den vorangegangenen Kalenderjahren abgeführten Zinserträge. 

Das Fördervolumen des Transformationsfonds wird gemäß § 12b Absatz 2 Satz 1 KHG 
nach dem Königsteiner Schlüssel auf die Länder verteilt. § 12b Absatz 2 Satz 2 KHG regelt, 
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dass jedes Land für ein Kalenderjahr Fördermittel bis zu einer Höhe von 95 Prozent des 
Betrags beantragen kann, der sich aus dem Königsteiner Schlüssel ergibt, zuzüglich der 
für das jeweilige Land gemäß § 12b Absatz 2 Satz 4 KHG aus dem vorherigen Kalenderjahr 
übertragenen Fördermittel. § 12b Absatz 2 Satz 4 KHG sieht vor, dass Fördermittel, die in 
einem Kalenderjahr nicht voll ausgeschöpft werden, zur Zuteilung im folgenden Kalender-
jahr übertragen werden. Diese Mittel stehen daher zur Förderung von Vorhaben für die 
gesamte Laufzeit des Transformationsfonds zur Verfügung. Auch in den vorangegangenen 
Kalenderjahren zurückgezahlte Fördermittel und in den vorangegangenen Kalenderjahren 
abgeführte Zinserträge stehen für die Förderung weiterer Vorhaben zur Verfügung und kön-
nen durch die Länder in den Folgejahren erneut abgerufen werden. Gleiches gilt für För-
dermittel, über die ein Land einen Förderantrag gestellt hatte, der durch das BAS bestands-
kräftig abgelehnt wurde.  

Zum Beispiel bedeutet das für den Fall, dass ein Land erstmals im Jahr 2029 Fördermittel 
beantragt, dass dieses Land Fördermittel in Höhe der Summe der ihm in den Jahren 2026 
bis 2029 insgesamt zustehenden Fördermittel beantragen kann. Nicht beantragte Förder-
mittel werden automatisch in das jeweils folgende Jahr übertragen und bleiben dem Land 
bis zum Ende der Laufzeit des Transformationsfonds erhalten.  

Satz 6 regelt, dass sich die Höhe der Fördermittel im Falle von länderübergreifenden An-
trägen aus § 12b Absatz 2 Satz 3 in Verbindung mit Satz 5 KHG ergibt, zuzüglich der in 
den vorangegangenen Kalenderjahren zurückgezahlten Fördermittel und der in den voran-
gegangenen Kalenderjahren abgeführten Zinserträge. Fördermittel, die gemäß § 12b Ab-
satz 2 Satz 5 KHG für das Folgejahr übertragen wurden sowie Fördermittel und Zinserträge, 
die vom BAS nach § 7 zurückgefordert beziehungsweise abgeführt wurden, stehen somit 
auch im Fall von länderübergreifenden Vorhaben den jeweiligen Ländern weiterhin zur För-
derung von Vorhaben zur Verfügung. 

Nach Satz 7 können die Länder bei der Antragstellung nach Satz 1 oder 2 die Auszahlung 
der Fördermittel in jährlichen Teilbeträgen beantragen. 

Satz 8 stellt entsprechend der gesetzlichen Vorgabe in § 13 KHG klar, dass die Länder das 
Einvernehmen mit den Landesverbänden der Krankenkassen und den Ersatzkassen her-
stellen, für welche Vorhaben ein Antrag beim BAS gestellt werden soll.  

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift konkretisiert, welche Unterlagen und welche Angaben das Land mit der An-
tragstellung über das elektronische Verwaltungsportal übermitteln muss, damit die Anträge 
vom BAS geprüft werden können. 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 sieht die Übermittlung einer Beschreibung des Vorhabens und einer Aufstellung 
der entstehenden Kosten vor. In dem Verfahren auf Bewilligung von Fördermitteln aus dem 
Krankenhausstrukturfonds hatten die Länder umfangreiche Antragsunterlagen vorzulegen, 
um die angegebenen förderfähigen Kosten des Vorhabens zu begründen. Bei der Bewilli-
gung von Fördermitteln aus dem Transformationsfonds wird nunmehr die Prüfung durch 
das BAS auf eine Plausibilitätskontrolle beschränkt. Voraussetzung für diese Prüfung durch 
das BAS ist, dass eine Aufstellung der Kosten vorgelegt wird, die bei der Umsetzung des 
Vorhabens entstehen. Die einzelnen Kostenpositionen der Kostenaufstellung müssen sich 
dabei den nach § 3 förderfähigen Kosten zuordnen lassen. Weitergehende Unterlagen, ins-
besondere baufachliche Stellungnahmen oder Gutachten, indikative Angebote oder Kos-
tenvoranschläge im Zusammenhang mit durchgeführten Markterkundungen, müssen bei 
der Antragstellung nicht vorgelegt werden. Es ist sachgerecht, die Prüfung des BAS auf 
eine Plausibilitätskontrolle der entstehenden Kosten zu beschränken, da diese Angaben 
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bei der Antragstellung ohnehin auf einer Schätzung der voraussichtlichen Auftragswerte vor 
der Auftragsvergabe beruhen. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 sieht die Übermittlung von Angaben zu den an dem Vorhaben beteiligten Kran-
kenhausträger, zum voraussichtlichen Beginn des Vorhabens und zum voraussichtlichen 
Abschluss des Vorhabens nach § 6 Absatz 4 Satz 5 sowie der voraussichtlichen Höhe des 
Investitionsvolumens vor. Das Land trägt diese Angaben in die Antragsmaske des Online-
Formulars ein. Dies ermöglicht dem BAS eine standardisierte Prüfung der Daten. 

Zu Nummer 3 

Nummer 3 sieht die Übermittlung von Angaben zu den förderfähigen Kosten und den Fi-
nanzierungsanteilen vor. Die förderfähigen Kosten müssen dabei stets der Summe der 
beim BAS beantragten Fördermittel aus dem Transformationsfonds und dem Finanzie-
rungsanteil des Landes sowie gegebenenfalls dem Finanzierungsanteil des Krankenhaus-
trägers entsprechen. Bei der Berechnung der Finanzierungsanteile für den Nachweis der 
Erfüllung der Fördervoraussetzung der Kofinanzierung nach § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 
3 KHG sind die Regeln des kaufmännischen Rundens anzuwenden. 

Zu Nummer 4 

Nummer 4 sieht vor, dass das Land mit Antragstellung angibt, in welcher Höhe die Förder-
mittel jährlich durch das BAS auszuzahlen sind, wenn die Auszahlung in jährlichen Teilbe-
trägen nach § 5 Absatz 3 erfolgen soll. Eine Auszahlung in jährlichen Teilbeträgen kommt 
insbesondere in Betracht, wenn Fördervorhaben mit einem hohen Investitionsvolumen den 
dem jeweiligen Land nach dem Königsteiner Schlüssel zustehenden Anteil überschreiten. 
Durch die Möglichkeit, dass die Förderung eines Vorhabens in der Form von Teilauszah-
lungen in einem mehrjährigen Förderrahmen erfolgen kann, erhalten die Länder einen grö-
ßeren Gestaltungsspielraum und mehr Planungssicherheit.  

Zu Nummer 5 

Nummer 5 sieht die Übermittlung von Unterlagen vor, mit denen das Land nachweist, dass 
die nach § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 KHG vorausgesetzte Kofinanzierung erfolgen 
wird. Dabei haben das jeweilige Land oder das jeweilige Land gemeinsam mit dem Träger 
des Krankenhauses, auf das sich das zu fördernde Vorhaben bezieht, die förderfähigen 
Kosten zu einem Anteil von mindestens 50 Prozent zu tragen, und das jeweilige Land hat 
mindestens die Hälfte dieses Anteils aus eigenen Haushaltsmitteln aufzubringen. Das Land 
lädt als Nachweis in der Regel den beschlossenen Haushaltsplan über das elektronische 
Verwaltungsportal des BAS hoch. Ist zum Zeitpunkt der Antragstellung noch kein Beschluss 
des Haushaltsplans erfolgt, steht es dem Land frei, bis zum 30. September zunächst eine 
Anzeige des Fördervolumens nach § 12b Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b KHG vorzu-
nehmen und den Haushaltsplan mit der Antragstellung bis zum 31. Dezember hochzuladen. 
Sollte auch bis zum 31. Dezember noch kein Beschluss des Haushaltsplans erfolgt sein, 
kann das Land auch vorerst den Entwurf des Haushaltsplans übermitteln. In diesem Fall ist 
dem BAS der Haushaltsplan durch das Land zu übermitteln, sobald dieser beschlossen 
wurde. Die Nachforderung durch das BAS erfolgt auf Grundlage des Absatzes 5 Satz 1. 
Ohne einen entsprechenden Nachweis, kann das BAS die beantragten Fördermittel nicht 
bewilligen. 

Zudem ist vom Land zu bestätigen, dass Beträge, mit denen sich das Land am Gesamtvo-
lumen des öffentlichen Finanzierungsanteils der förderfähigen Kosten der Investitionen fi-
nanzschwacher Gemeinden und Gemeindeverbände eines Landes nach § 6 Absatz 1 des 
Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes beteiligt, nicht auf den Anteil der Kofinanzierung 
angerechnet werden (vgl. § 12b Absatz 3 Satz 4 KHG).  
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Zu Nummer 6 

Nummer 6 sieht vor, dass zum einen eine Erklärung des Landes übermittelt wird, mit der 
sich das verpflichtet, in jedem der Kalenderjahre vom Jahr der Antragstellung bis 2035 
Haushaltsmittel für die Investitionskostenförderung der Krankenhäuser mindestens in der 
Höhe bereitzustellen, die der nach § 12b Absatz 3 Satz 2 KHG berechneten durchschnittli-
chen Höhe der in den Haushaltsplänen des Landes der Kalenderjahre 2021 bis 2023 hierfür 
ausgewiesenen Haushaltsmittel zuzüglich des in § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 KHG 
genannten Anteils für das jeweilige Kalenderjahr entspricht.  

Zum anderen hat das Land nachzuweisen, dass es in jedem der Kalenderjahre von 2026 
bis zum Jahr der Antragstellung Haushaltsmittel für die Investitionskostenförderung der 
Krankenhäuser mindestens in der Höhe bereitgestellt hat, die der nach § 12b Absatz 3 Satz 
2 KHG berechneten durchschnittlichen Höhe der in den Haushaltsplänen der Kalenderjahre 
2021 bis 2023 des Landes hierfür ausgewiesenen Haushaltsmittel zuzüglich des in § 12b 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 KHG genannten Anteils für das jeweilige Kalenderjahr ent-
spricht. Das Land lädt als Nachweis in der Regel den beschlossenen Haushaltsplan über 
das elektronische Verwaltungsportal des BAS hoch. Ist zum Zeitpunkt der Antragstellung 
noch kein Beschluss des Haushaltsplans erfolgt, steht es dem Land frei, bis zum 30. Sep-
tember zunächst eine Anzeige des Fördervolumens nach § 12b Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 Buch-
stabe b KHG vorzunehmen und den Haushaltsplan mit der Antragstellung bis zum 31. De-
zember hochzuladen. Sollte auch bis zum 31. Dezember noch kein Beschluss des Haus-
haltsplans erfolgt sein, kann das Land auch vorerst den Entwurf des Haushaltsplans über-
mitteln. In diesem Fall ist dem BAS der Haushaltsplan durch das Land zu übermitteln, so-
bald dieser beschlossen wurde. Die Nachforderung durch das BAS erfolgt auf Grundlage 
des Absatzes 5 Satz 1. Ohne einen entsprechenden Nachweis, kann das BAS die bean-
tragten Fördermittel nicht bewilligen. 

Zudem ist vom Land zu bestätigen, dass Beträge, mit denen sich das Land am Gesamtvo-
lumen des öffentlichen Finanzierungsanteils der förderfähigen Kosten der Investitionen fi-
nanzschwacher Gemeinden und Gemeindeverbände eines Landes nach § 6 Absatz 1 des 
Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes beteiligt, nicht auf die genannten Haushaltsmittel 
in den Kalenderjahren 2026 bis 2035 angerechnet werden (vgl. § 12b Absatz 3 Satz 4 
KHG). 

Zu Nummer 7 

Nummer 7 sieht die Übermittlung eines Nachweises des Landes vor, das Insolvenzrisiko 
der an dem Vorhaben beteiligten Krankenhäuser geprüft zu haben. Das jeweilige Land ent-
scheidet, in welcher Form die Prüfung des Insolvenzrisikos vorgenommen wird. Dabei steht 
es dem Land frei, die Prüfung auf der Grundlage eines vom Krankenhausträgers vorgeleg-
ten, aktuellen Testats eines Wirtschaftsprüfers vorzunehmen oder bei der Prüfung Progno-
sen zum Fortbetrieb des Krankenhauses zu berücksichtigen. Klar ist, dass immer nur eine 
Einschätzung zum aktuellen Zeitpunkt möglich ist und diese in Anbetracht der eigenverant-
wortlichen Betriebsführung des Krankenhausträgers nur eingeschränkt möglich ist. 

Zu Nummer 8 

Sofern das Land gegenüber dem Träger eines Krankenhauses, auf das sich das zu för-
dernde Vorhaben bezieht, auf eine verpflichtende Rückzahlung von Mitteln der Investitions-
förderung verzichtet hat, hat es nach Nummer 8 Unterlagen vorzulegen, in denen nachvoll-
ziehbar dargelegt wird, dass dieser Verzicht erforderlich ist, damit das Vorhaben nach § 12b 
Absatz 1 Satz 4 Nummer 1, 2, 5 oder Nummer 7 KHG durchgeführt werden kann. Darüber 
hinaus sind Angaben zur Höhe der Mittel, auf die das Land verzichtet hat, zu übermitteln. 
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Zu Nummer 9 

Sofern das Vorhaben durch Aufnahme eines Darlehens des Krankenhausträgers finanziert 
wird, hat das Land nach Nummer 9 die Berechnung des zum Zeitpunkt der Antragstellung 
ermittelten Barwertes zu übermitteln und Unterlagen vorzulegen, in denen die zu Grunde 
gelegten versicherungsmathematischen Annahmen erläutert werden. 

Zu Nummer 10 

Die Länder treffen die Entscheidung darüber, für welche Vorhaben ein Antrag beim BAS 
gestellt werden soll im Einvernehmen mit den Landesverbänden der Krankenkassen und 
den Ersatzkassen. Nummer 10 sieht die Übermittlung von Unterlagen des Landes vor, mit 
denen nachgewiesen wird, dass dieses Einvernehmen hergestellt worden ist.  

Zu Nummer 11 

Nummer 11 regelt, welche Angaben, die für die Bewilligung von Fördermitteln für länder-
übergreifende Vorhaben erforderlich sind, zusätzlich durch die beteiligten Länder zu über-
mitteln sind. Dazu zählen eine Erklärung darüber, in welchem Verhältnis die beteiligten Län-
der den erforderlichen Anteil an den förderungsfähigen Kosten tragen, in welchem Verhält-
nis die Fördermittel an die beteiligten Länder auszuzahlen sind, in welchem Umfang die 
beteiligten Länder den ihnen zustehenden Anteil in Anspruch nehmen werden und in wel-
chem Umfang die beteiligten Länder jeweils zurückzuzahlende Beträge aufbringen würden.  

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift konkretisiert, welche Bestätigungen die Länder mit der Antragsstellung abzu-
geben haben. Zur Verfahrensvereinfachung sind dem Antrag dabei keine weitergehenden 
Unterlagen oder Nachweise beizufügen. Die Länder bestätigen über die Antragsmaske des 
Online-Formulars, dass die entsprechenden Voraussetzungen erfüllt sind. Die landesrecht-
liche Prüfung der Fördervoraussetzungen wird somit regelhaft als ausreichend angesehen 
und übernommen. 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 konkretisiert die gesetzliche Voraussetzung, dass es sich bei den förderfähigen 
Vorhaben um neue Vorhaben handeln muss. Neu sind danach nur solche Vorhaben, deren 
Umsetzung am 1. Juli 2025 noch nicht begonnen hat.  

Zu Nummer 2 

Nummer 2 setzt eine Bestätigung voraus, dass keine Rückzahlungsverpflichtungen des 
Trägers des Krankenhauses, auf das sich das zu fördernde Vorhaben bezieht, gegenüber 
dem Land vorliegen. Mittel aus dem Transformationsfonds dürfen gemäß § 12b Absatz 3 
Satz 5 KHG nicht zugeteilt werden, soweit der Träger des Krankenhauses, auf das sich das 
zu fördernde Vorhaben bezieht gegenüber dem jeweiligen Land auf Grund des zu fördern-
den Vorhabens zur Rückzahlung von Mitteln für die Investitionsförderung verpflichtet ist.  

Zu Nummer 3 

Nummer 3 verlangt eine Bestätigung, dass das Vorhaben oder der jeweilige Teilabschnitt 
des Vorhabens nicht aufgrund anderer Gesetze oder Förderprogramme gefördert wird.  

Zu Nummer 4 

Nummer 4 sieht eine Bestätigung des Landes vor, dass das jeweilige Vorhaben auf seine 
Vereinbarkeit mit dem deutschen und europäischen Wettbewerbsrecht und dem 
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Beihilferecht der Europäischen Union geprüft wurde. Die von dem Land zu übermittelnde 
Bestätigung kann beispielsweise auf Grundlage der Bestätigung eines Rechtsanwalts er-
folgen, die dem Land vom Krankenhausträger vorgelegt wurde.  

Um den Zeitpunkt zu bestimmen, wann ein Vorhaben im Sinne der Nummer 1 begonnen 
hat, bestimmt Satz 2 den Beginn der Umsetzung eines Vorhabens. Im Regelfall ist ein auf 
Grundlage des Förderbescheides des Landes erfolgender Abschluss eines Liefer-, Dienst-
leistungs- oder Werkvertrages als Beginn der Umsetzung eines Vorhabens anzusehen. Ein 
bereits erfolgter Baubeginn schließt die Förderung in jedem Fall aus. Förderfähig sind auch 
noch nicht begonnene einzelne Abschnitte eines Gesamtvorhabens, dessen Umsetzung 
schon vor dem 1. Juli 2025 begonnen hat, wenn diese Einzelabschnitte als selbstständige 
Vorhaben angesehen werden können und als solche die Fördervoraussetzungen erfüllen. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift regelt, welche fördertatbestandsspezifischen Erklärungen die Länder den An-
trägen beizufügen haben und welche fördertatbestandsspezifischen Bestätigungen mit der 
Antragstellung abzugeben sind. Aufgrund ihrer größeren Sachnähe zu den jeweiligen sta-
tionären Versorgungsstrukturen prüfen die Länder, ob die maßgeblichen Voraussetzungen 
erfüllt sind und bestätigen dies dem BAS oder übermitteln entsprechende Erklärungen über 
das elektronische Verwaltungsportal. 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 verlangt eine Erklärung des Landes, aus der hervorgeht, um welche standort-
übergreifende Konzentration akutstationärer Versorgungskapazitäten es sich handelt. Hier-
durch wird dem BAS die Prüfung ermöglicht, ob das Vorhaben mindestens zwei Kranken-
hausstandorte betrifft und ob eine Konzentration akutstationärer Versorgungskapazitäten 
im Sinne des § 3 Absatz 1 vorgesehen ist. Zudem hat das Land eine Erklärung zu übermit-
teln, aus der hervorgeht, dass die vorgesehenen Baumaßnahmen und weiteren Maßnah-
men sowie die digitale Angleichung für die Umsetzung des Konzentrationsvorhabens erfor-
derlich sind. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 verlangt eine Bestätigung des Landes, dass der Krankenhausstandort von der 
für die Krankenhausplanung zuständigen Landesbehörde als sektorenübergreifende Ver-
sorgungseinrichtung bestimmt wurde oder bestimmt wird. Dabei genügt die Bestätigung 
des Landes über das Online-Formular des elektronischen Verwaltungsportals. Eine Über-
mittlung des Bescheides der zuständigen Landesbehörde über die Bestimmung wird nicht 
gefordert. Die Prüfung des BAS beschränkt sich insoweit auf das Vorliegen der Bestätigung. 

Zu Nummer 3 

Um sicherzustellen, dass im Rahmen der geförderten telemedizinischen Netzwerkstruktu-
ren nach dem Fördertatbestand des § 3 Absatz 3 die Dienste und Anwendungen der Tele-
matikinfrastruktur nach dem SGB V genutzt werden, sobald diese zur Verfügung stehen, ist 
eine entsprechende Bestätigung zu übermitteln. 

Zu Nummer 4 

Nummer 4 setzt eine Bestätigung des Landes voraus, dass es sich bei den Zentren, an 
denen das Vorhaben umgesetzt werden soll, um Zentren zur Behandlung seltener, kom-
plexer oder schwerwiegender Erkrankungen an Hochschulkliniken handelt. 
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Zu Nummer 5 

Nummer 5 verlangt eine Bestätigung, dass die Träger der an dem Vorhaben beteiligten 
Krankenhäuser eine dauerhafte Zusammenarbeit im Rahmen eines Krankenhausverbun-
des vereinbart haben. Dabei genügt eine Bestätigung des Landes über das Online-Formu-
lar des elektronischen Verwaltungsportals. Eine Übermittlung der Kooperationsvereinba-
rung zwischen den Krankenhausträgern wird nicht gefordert. Ist im Einzelfall die Vorlage 
der konkreten Kooperationsvereinbarung zur Prüfung der Förderfähigkeit, insbesondere 
des Transformationsziels, erforderlich, kann das BAS gemäß Absatz 5 Satz 1 die Vorlage 
verlangen. Die landesrechtliche Prüfung der Kooperationsvereinbarung wird somit grund-
sätzlich als ausreichend angesehen.  

Zudem hat das Land eine Erklärung zu übermitteln, dass durch das Vorhaben leistungs-
gruppenbezogene Doppelstrukturen abgebaut werden. Aus der Erklärung muss hervorge-
hen, wie durch das Vorhaben ein Abbau von Doppelstrukturen bezogen auf die jeweilige 
Leistungsgruppe erreicht wird. Doppelstrukturen können beispielsweise durch eine Kon-
zentration von Versorgungs- oder Vorhaltestrukturen oder der Reduzierung von Betten und 
der Verminderung des Vorhalteaufwandes abgebaut werden. 

Zu Nummer 6 

Nummer 6 verlangt eine Erklärung des Landes, dass das Vorhaben zur Schaffung zusätz-
licher Ausbildungskapazitäten auf einem Konzentrationsvorhaben nach § 3 Absatz 1 oder 
einem Verbundvorhaben nach § 3 Absatz 5 beruht. Ohne ein solches zugrundeliegendes 
Vorhaben ist eine Schaffung zusätzlicher Ausbildungskapazitäten nicht förderfähig. Dabei 
ist es nicht erforderlich, dass für das zugrundeliegende Vorhaben Fördermittel aus dem 
Transformationsfonds bewilligt wurden. In diesem Fall hat das Land zusätzlich eine Erklä-
rung vorzulegen, in der dargelegt wird, dass das zugrundeliegende Vorhaben die Voraus-
setzungen des jeweils zugrundeliegenden Fördertatbestandes erfüllt.  

Zu Absatz 5 

Die Vorschrift sieht vor, dass das BAS zur Prüfung der Förderfähigkeit eines Vorhabens im 
Einzelfall weitere Nachweise von den Ländern verlangen kann. Hier kommen beispiels-
weise ergänzende Antragsunterlagen zur Begründung entstehender Kosten in Betracht, 
wenn sich aus der vom Land vorzulegenden Kostenaufstellung Zweifel an der Förderfähig-
keit einer Kostenposition ergeben. 

Gemäß Satz 2 können die Länder sich bereits vor der Antragstellung mit schriftlichen An-
fragen zu der Förderfähigkeit eines Vorhabens oder der Erfüllung einzelner Fördervoraus-
setzungen an das BAS wenden. Die schriftlichen Anfragen sollen neben der konkretisierten 
Fragestellung eine eigene rechtliche Einschätzung des Landes zu der Förderfähigkeit des 
Vorhabens oder der Erfüllung der jeweiligen Fördervoraussetzung enthalten. Bei der Be-
antwortung von Voranfragen handelt es sich um eine mit dem Krankenhausstrukturfonds 
etablierte Verwaltungspraxis, die der Verfahrensökonomie dient. Die Möglichkeit bereits im 
Vorfeld der Antragstellung eine Klarheit über die Förderfähigkeit von Vorhaben herbeizu-
führen, kann zu einer Reduzierung der bei der Bearbeitung der Anträge entstehenden Ver-
waltungsaufwände führen. Ansprüche der Länder auf Beantwortung der schriftlichen Anfra-
gen bestehen nicht. Das BAS kann von einer Beantwortung der Anfragen absehen, soweit 
sich die Bearbeitung der übrigen Anträge auf Bewilligung von Fördermitteln aus dem Trans-
formationsfonds durch die Beantwortung wesentlich verzögert. Von einer wesentlichen Ver-
zögerung ist insbesondere dann auszugehen, wenn die Befassung des BAS mit einer 
schriftlichen Anfrage dazu führt, dass die Einhaltung der üblichen Bearbeitungszeiten von 
Anträgen unverhältnismäßig überschritten wird. Satz 3 stellt klar, dass den Antworten des 
BAS keine rechtsverbindliche Wirkung zukommt. 
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Zu Absatz 6 

Die Regelung sieht vor, dass das Land ab dem Zeitpunkt der Antragstellung verpflichtet ist, 
Änderungen, die in Satz 1 Nummer 1 bis 3 genannt sind, dem BAS unverzüglich anzuzei-
gen, sobald es Kenntnis hierüber erlangt. Diese Anzeigepflicht vor Erlass des Auszahlungs-
bescheides ist erforderlich, da ansonsten die Gefahr besteht, dass eine Bewilligung von 
Fördermitteln rechtswidrig erfolgt.   

Nach Satz 1 Nummer 1 hat das Land anzuzeigen, dass die Voraussetzungen für die Bewil-
ligung der Fördermittel nicht mehr erfüllt werden. Die Anzeigepflicht gilt sowohl für den Fall, 
dass eine Änderung oder ein Wegfall der maßgeblichen Umstände künftig absehbar eintritt, 
als auch für den Fall, dass eine Änderung oder ein Wegfall dieser Umstände bereits einge-
treten ist. In beiden Fällen hat das Land unverzüglich anzuzeigen, sobald es Kenntnis über 
die Änderung oder den Wegfall der maßgeblichen Umstände erlangt. 

Die Anzeigepflicht nach Satz 1 Nummer 2 bezieht sich auf die Gefahr, dass der Förder-
zweck nicht oder nicht mit den beantragten Fördermitteln zu erreichen ist. Der Förderzweck 
beschreibt das übergeordnete Ziel, das durch die Förderung erreicht werden soll und be-
steht bei allen Vorhaben nach § 3 in der Transformation der Krankenhausstrukturen.  

Weiterer anzeigepflichtiger Sachverhalt ist nach Satz 1 Nummer 3 der Fall, dass die Eröff-
nung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen eines Krankenhausträgers beantragt 
wird oder wurde, an dessen Krankenhausstandort ein Vorhaben umgesetzt werden soll. 
Satz 2 regelt, dass das Land das BAS in diesem Fall fortlaufend und auf Nachfrage über 
den Stand des Insolvenzverfahrens und über das Bestehen einer Fortführungsperspektive 
des Krankenhauses informiert. 

Wenn der Auszahlungsbescheid bekanntgegeben wurde, greift die entsprechende Anzei-
gepflicht nach § 7 Absatz 4. 

Zu Absatz 7 

Absatz 7 räumt den Ländern die Möglichkeit ein, unabhängig davon ob ihr Antrag bereits 
durch das BAS bewilligt wurde, die Auszahlung von ergänzenden Fördermittel aus dem 
Transformationsfonds zu beantragen. Die Ergänzung von Fördermitteln kommt insbeson-
dere für den Fall einer nach Antragstellung eingetretenen Baukostensteigerung in Betracht. 
Die Regelung dient einer einfachen, zweckmäßigen und zügigen Durchführung des Förder-
verfahrens. Das Land soll für den Fall, dass die durch das Vorhaben bezweckte Transfor-
mation der Krankenhausstrukturen mit den beantragten oder bewilligten Fördermitteln nicht 
mehr erreicht werden kann, keinen vollständig neuen Antrag stellen müssen. Die Regelung 
darf jedoch nicht dazu führen, dass die in Absatz 1 Satz 3 entsprechend § 12b Absatz 3 
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b KHG vorgesehene Beschränkung der Fördersumme und 
die in Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten Fristen umgangen werden. Satz 2 bestimmt, dass 
das BAS im Einzelfall festlegt, welche ergänzenden Angaben und Unterlagen zur Begrün-
dung zu übermitteln sind. 

Zu § 5 (Auszahlung der Fördermittel) 

Zu Absatz 1 

Es wird geregelt, dass die Auszahlungsbescheide des BAS gegenüber den Ländern erge-
hen und die Auszahlung der Fördermittel ebenfalls an die antragstellenden Länder erfolgt. 
Ein Verwaltungsrechtsverhältnis zwischen dem BAS und den einzelnen Krankenhausträ-
gern wird nicht begründet.  
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Kommt die Antragsprüfung des BAS zu einem positiven Ergebnis, bewilligt das BAS die 
beantragten Fördermittel, erlässt einen Auszahlungsbescheid an das antragstellende Land 
und veranlasst die Auszahlung der bewilligten Fördermittel an das antragstellende Land. 

Gemäß Satz 2 sind die Auszahlungsbescheide mit Auflagen zu verbinden. Das Erfordernis 
der Aufnahme von Auflagen in die Auszahlungsbescheide folgt aus der Regelung in § 47 
Absatz 2 Nummer 2 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X), wonach ein rechtmä-
ßiger begünstigender Verwaltungsakt, der eine Geldleistung zuerkennt, mit Wirkung für die 
Vergangenheit nur widerrufen werden kann, wenn die Leistung nicht zweckentsprechend 
verwendet wurde oder wenn der Verwaltungsakt mit einer Auflage verbunden war und diese 
nicht erfüllt wurde. Um die nach § 7 Absatz 1 Nummer 1 vorgesehene Rückforderung zu 
ermöglichen, sind die Auszahlungsbescheide mit den Auflagen zu versehen, dass das an-
tragstellende Land seiner Verpflichtung zur Kofinanzierung nach § 12b Absatz 3 Satz 1 
Nummer 3 KHG nachkommt und die Erfordernisse nach § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 
KHG hinsichtlich der Höhe der Investitionskostenförderung einhalten muss. Um die in § 7 
Absatz 2 Nummer 2 bis 5 geregelten Rückforderungstatbestände umsetzen zu können, ist 
es nicht erforderlich, den Auszahlungsbescheid mit weiteren Auflagen zu verbinden. Dies-
bezüglich kann eine Rückforderung erfolgen, da sich diese Fälle als nicht zweckentspre-
chende Verwendung einordnen lassen. Zudem sind die Auszahlungsbescheide mit der Auf-
lage zu verbinden, dass der Verwendungsnachweis im Sinne des § 6 Absatz 4 Satz 1 nach 
Abschluss eines Fördervorhabens innerhalb der in § 6 Absatz 4 Satz 1 genannten Frist an 
das BAS übermittelt wird. 

Satz 3 räumt dem BAS die Möglichkeit ein, durch entsprechende Nebenbestimmungen in 
den Auszahlungsbescheiden die zweckentsprechende, wirtschaftliche und sparsame Ver-
wendung der Fördermittel sicherzustellen. Als mögliche Nebenbestimmungen könnten die 
Vorlage des Förderbescheides nach Absatz 2 Satz 1 binnen 20 Monaten, die Einhaltung 
der Übermittlungspflicht nach § 6 Absatz 3 oder die Festlegung einer zeitlichen Bindung 
nach § 6 Absatz 1 Satz 4 in Betracht kommen. Werden diese Punkte nicht beachtet, kann 
dies nach § 7 Absatz 2 Nummer 6 bis 8 zu einer Rückforderung durch das BAS führen.  

Zu Absatz 2 

Satz 1 regelt, dass die Länder nach Erhalt eines Auszahlungsbescheides nach Absatz 1 
einen Förderbescheid gegenüber den Trägern der geförderten Krankenhäuser zu erlassen 
haben. Der Förderbescheid ist unverzüglich, spätestens jedoch 20 Monate nach Bekannt-
gabe des Auszahlungsbescheides dem BAS sowie den Landesverbänden der Krankenkas-
sen und den Ersatzkassen vorzulegen. Im Vergleich zu den Regelungen zum Kranken-
hausstrukturfonds wird die Frist für die Vorlage des Förderbescheids für die Länder damit 
deutlich von 15 auf 20 Monate verlängert, um den Ländern mehr Zeit für den Erlass des 
Förderbescheides zu gewähren. Durch Vorlage des Förderbescheides an das BAS wird 
insbesondere sichergestellt, dass die Voraussetzungen der Kofinanzierung nach § 12b Ab-
satz 3 Satz 1 Nummer 3 KHG erfüllt sind. Da die Auswahl der zu fördernden Vorhaben nach 
§ 13 KHG im Einvernehmen mit den Landesverbänden der Krankenkassen und den Ersatz-
kassen erfolgt, ist es sachgerecht, dass auch diese über den Inhalt der Förderbescheide 
informiert werden.  

Für den Fall, dass sich die Unternehmen der privaten Krankenversicherung an der Finan-
zierung des Transformationsfonds beteiligen, bestimmt Satz 2, dass der Förderbescheid 
nach Satz 1 auch dem Landesausschuss des Verbandes der Privaten Krankenversicherung 
vorzulegen ist. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung in Absatz 3 eröffnet die Möglichkeit, dass die Förderung eines Vorhabens 
aus dem Transformationsfonds nicht nur mittels einer einmaligen Auszahlung des BAS an 
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das jeweilige Land  erfolgen kann, sondern dass die Auszahlung auch in der Form von 
jährlichen Teilbeträgen vorgenommen werden kann.  

Dadurch, dass den Ländern die Möglichkeit eines mehrjährigen Förderrahmens eingeräumt 
wird, erhalten sie einen größeren Gestaltungsspielraum und mehr Planungssicherheit. 
Sachgerecht ist diese Möglichkeit insbesondere bei großen Neubauprojekten, in denen die 
Höhe der dem jeweiligen Land jährlich zur Verfügung stehenden Fördermittel überschritten 
wird.  

Voraussetzung ist, dass das jeweilige Land eine Auszahlung in Teilbeträgen beantragt und 
gemäß § 4 Absatz 2 Nummer 4 die Höhe der Fördermittel angibt, die für das beantragte 
Vorhaben jährlich ausgezahlt werden sollen. In diesem Fall setzt das BAS in seinem Aus-
zahlungsbescheid nach Absatz 1 Satz 1 die Auszahlung in jährlichen Teilbeträgen sowie 
die jährlichen Auszahlungstermine fest. Anlässlich der jährlichen Teilauszahlungen werden 
keine weiteren Auszahlungsbescheide erlassen.  

Zu § 6 (Verwendung der Fördermittel) 

Zu Absatz 1 

Die Regelung sieht vor, dass die aus dem Transformationsfonds ausgezahlten Fördermittel 
von den Ländern als Haushaltseinnahmen zu vereinnahmen sind, die Länder für die haus-
haltsmäßige Übertragbarkeit der ausgezahlten Fördermittel Sorge tragen und die Förder-
mittel nach dem jeweiligen Landeshaushaltsrecht zu bewirtschaften sind. Die Anwendung 
des Landeshaushaltsrechts ist nicht zuletzt der vorgeschriebenen Kofinanzierung durch 
Landesmittel und der damit regelhaft unabdingbaren Anwendung des eigenen Landeshaus-
haltsrechts geschuldet. Dementsprechend haben die Länder eigenverantwortlich zu prüfen, 
welche Pflichten sich aus dem Landeshaushaltsrecht ergeben. Aus den Verwaltungsvor-
schriften zu den Landeshaushaltsordnungen ergibt sich zum Beispiel regelmäßig, dass die 
Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) zum 
Bestandteil der Förderbescheide zu machen sind. Satz 4 sieht vor, dass die Länder in ihren 
Förderbescheiden eine zeitliche Bindung festzulegen haben. Dies ist sachgerecht, da für 
die Umsetzung des Vorhabens errichtete Gebäude und erworbene und hergestellte Gegen-
stände zu einer spürbaren Versorgungsverbesserung führen sollen. Dies setzt voraus, dass 
sie der Versorgung für einen bestimmten Zeitraum zur Verfügung stehen.  

Die zuständigen Landesbehörden entscheiden in Übereinstimmung mit ihrem Landeshaus-
haltsrecht beispielsweise, ob und inwieweit Erlöse, die ein Krankenhausträger für den Ver-
kauf eines Grundstücks erzielt, als Deckungsmittel auf die Fördersumme anzurechnen sind. 

Satz 5 stellt zudem klar, dass die Verantwortung für die Einhaltung des deutschen und eu-
ropäischen Wettbewerbsrechts und des Beihilferechts der Europäischen Union nicht das 
BAS, sondern die Länder tragen. Dies ist sachgerecht, da die Ausgestaltung des Förderbe-
scheides an die Krankenhausträger ausschließlich durch die Länder erfolgt, sodass nur 
diese in der Lage sind, die Wettbewerbs- und Beihilfekonformität zu beurteilen und sicher-
zustellen. Dies betrifft insbesondere die Umwandlung akutstationärer Versorgungskapazi-
täten in nicht akutstationäre Versorgungskapazitäten. Denkbar ist hier etwa die Aufnahme 
von Nebenbestimmungen in den Förderbescheid, wonach die Überlassung umgewandelter 
Räumlichkeiten zu marktüblichen Konditionen erfolgen muss, und wonach die daraus er-
zielten Gewinne mit den Investitionsmitteln nach dem KHG verrechnet werden. Gleiches 
gilt für die Prüfung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit der von den Krankenhaus-
trägern angeforderten Beträge einschließlich der rechtlichen Voraussetzungen der Mittel-
gewährung an diese. 
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Zu Absatz 2 

Die Regelung bestimmt, dass die bewilligten Fördermittel nur in Übereinstimmung mit dem 
Förderzweck verwendet werden dürfen. Die Prüfung der zweckentsprechenden Verwen-
dung der Fördermittel erfolgt durch die Länder und umfasst neben der projektbegleitenden 
Prüfung auch die abschließende Prüfung des Verwendungsnachweises des Krankenhaus-
trägers. Zur Prüfung können die für die Krankenhausplanung zuständigen Landesbehörden 
Unterlagen einsehen und die Geschäftsräume des geförderten Krankenhauses betreten 
und besichtigen. Die Begehung ist dem Krankenhausträger anzukündigen. Da sich Erkennt-
nisse über die zweckentsprechende Verwendung der Fördermittel und die Transformation 
der Krankenhausstrukturen auch aus einschlägigen Prüfungen der Landesrechnungshöfe 
ergeben können, sieht Satz 4 vor, dass auch die entsprechenden Prüfberichte an das BAS 
sowie an die Landesverbände der Krankenkassen und die Ersatzkassen, bei finanzieller 
Beteiligung der privaten Krankenversicherung auch an diese, übermittelt werden. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung sieht vor, dass die Länder über das elektronische Verwaltungsportal jährlich 
aussagekräftige Unterlagen an das BAS und die Landesverbände der Krankenkassen und 
Ersatzkassen übermitteln, aus denen hervorgeht, dass die Verpflichtungen zur Kofinanzie-
rung gemäß § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 KHG und zur Bereitstellung von Haushalts-
mitteln für die Investitionskostenförderung gemäß § 12b Absatz 3 Nummer 4 KHG erfüllt 
sind. Im Fall einer finanziellen Beteiligung der Unternehmen der privaten Krankenversiche-
rung an dem Transformationsfonds sind diese Unterlagen auch dem Landesausschuss des 
Verbandes der Privaten Krankenversicherung zur Verfügung zu stellen. Die bisherige Ver-
waltungspraxis zum Krankenhausstrukturfonds und Krankenhauszukunftsfonds, die eine 
jährliche Übermittlung umfangreicher Zwischenergebnisse jeweils zum 1. April vorsah, wird 
aufgegeben. Dies führt zu einer Vereinfachung des Verwaltungsverfahrens und zu einer 
erheblichen Reduzierung der bei den Ländern und beim BAS entstehenden Aufwände. Da-
mit das BAS Kenntnis von Sachverhalten erhält, die auf eine zweckwidrige Verwendung 
der Fördermittel hindeuten, haben die Länder Änderungen nach § 4 Absatz 6 (Anzeige-
pflicht nach Antragstellung und vor Bekanntgabe des Auszahlungsbescheides) und § 7 Ab-
satz 4 (Anzeigepflicht nach Bekanntgabe des Auszahlungsbescheides) anzuzeigen. Die 
Prüfung dieser Sachverhalte liegt dabei auch im Interesse der Länder, da frühzeitig im För-
derverfahren festgestellt wird, ob Änderungen im laufenden Vorhaben Auswirkungen auf 
die zweckentsprechende Verwendung der Fördermittel haben.  

Zu Absatz 4 

Aufgrund der besonderen Bedeutung einer zweckentsprechenden Verwendung der Förder-
mittel für die Transformation der Krankenhausstrukturen ist der Verwendungsnachweis als 
Ergebnis der abschließenden Prüfung durch das jeweilige Land innerhalb von 20 Monaten 
an das BAS sowie an die Landesverbände der Krankenkassen und Ersatzkassen, bei fi-
nanzieller Beteiligung der privaten Krankenversicherung auch an diese, zu übermitteln. Im 
Vergleich zu den Regelungen zum Krankenhausstrukturfonds wird die Frist für die Vorlage 
des Verwendungsnachweises für die Länder damit deutlich von 15 auf 20 Monate verlän-
gert, um den Ländern mehr Zeit für die Prüfungen und die Erstellung des Verwendungs-
nachweises zu gewähren. Die Frist von 20 Monaten kann auf eine begründete Anfrage des 
Landes hin durch das BAS einmalig verlängert werden. Die Regelung ermöglicht dem BAS 
eine Prüfung der für den Förderzweck eingesetzten Mittel. Soweit es für die Prüfung der 
zweckentsprechenden Verwendung der Fördermittel erforderlich ist, kann es von den Län-
dern die Übersendung weiterer Nachweise verlangen. Die von den Ländern zu übermitteln-
den Verwendungsnachweise enthalten einen aussagekräftigen Sachbericht und einen zah-
lenmäßigen Nachweis.  

Um den Zeitpunkt des Abschlusses eines Vorhabens im Sinne des Satzes 1 bestimmen zu 
können, beinhaltet Satz 5 Ausführungen zur Bestimmung dieses Zeitpunktes. Der 

Drucksache 64/25- 37 -



   

 

Abschluss setzt die vollständige Umsetzung aller geplanten Maßnahmen des Vorhabens 
voraus und ist in Abhängigkeit der Fördertatbestände nach § 3 zu bestimmen. Für den Ab-
schluss eines Vorhabens, das eine bauliche Maßnahme zum Gegenstand hat, wird voraus-
gesetzt, dass diese bauliche Maßnahme fertiggestellt ist. Das bedeutet, dass die Maß-
nahme bautechnisch und funktional fertiggestellt ist und die Nutzung entsprechend der 
Zweckbestimmung möglich ist. Für den Abschluss eines Vorhabens, das die Angleichung 
der digitalen Infrastruktur oder die Beschaffung, Errichtung, Erweiterung oder Entwicklung 
informations- oder kommunikationstechnischer Anlagen zum Gegenstand hat, wird voraus-
gesetzt, dass der digitale Dienst eingerichtet und vollständig funktionsfähig ist. Die vollstän-
dige Funktionsfähigkeit ist gegeben, wenn der digitale Dienst nach erfolgreicher Testung 
anwendbar ist. 

Zu § 7 (Rückforderung von Fördermitteln) 

§ 7 enthält Vorgaben für die Rückforderung ausgezahlter Fördermittel.  

Zu Absatz 1 

Absatz 1 stellt klar, dass für Rücknahme und Widerruf der Auszahlungsbescheide des BAS 
und für die Erstattung von Fördermitteln die §§ 44 bis 51 SGB X gelten.  

Zu Absatz 2 

Absatz 2 Satz 1 regelt, in welchen Fällen bereits ausgezahlte Fördermittel durch das BAS 
für ein Vorhaben zu Gunsten des Transformationsfonds ganz oder teilweise zurückgefor-
dert werden können. Das BAS entscheidet über die Rückforderung sowie über die Höhe 
der Rückforderung in den in Satz 1 genannten Fällen nach billigem Ermessen unter Be-
rücksichtigung der Umstände des Einzelfalls. Die Rückforderung erfolgt durch Bescheid 
des BAS. Da ein Verwaltungsrechtsverhältnis ausschließlich zwischen dem BAS und dem 
an dem Vorhaben beteiligten Land besteht, macht das BAS seine Rückforderungsansprü-
che nur gegenüber dem jeweiligen Land, nicht jedoch gegenüber dem Krankenhausträger, 
geltend. Bevor das BAS gegenüber einem Land einen Rückforderungsbescheid erlässt, 
hört es das Land an und gibt ihm Gelegenheit zur Stellungnahme.  

Zu Nummer 1 

Eine Rückforderung kann nach Nummer 1 erfolgen, wenn die Voraussetzungen für die Be-
willigung der Fördermittel von Anfang an nicht erfüllt waren oder nachträglich nicht mehr 
erfüllt werden. Dies ist insbesondere der Fall, wenn das jeweilige Land die in § 12b Absatz 3 
Satz 1 Nummer 3 und 4 KHG geregelten Pflichten nicht erfüllt hat oder nicht mehr erfüllt. 
Die ausgezahlten Fördermittel können somit insbesondere dann zurückgefordert werden, 
wenn das jeweilige Land seine Verpflichtung zur Kofinanzierung gemäß § 12b Absatz 3 
Satz 1 Nummer 3 KHG nicht erfüllt, wenn der Finanzierungsanteil aus eigenen Haushalts-
mitteln zu gering ist, oder wenn das jeweilige Land gegen seine in § 12b Absatz 3 Satz 1 
Nummer 4 KHG geregelte Pflicht zur Investitionskostenförderung verstoßen hat. Wesent-
lich für die Bewilligung der Fördermittel ist zudem der Verwendungszeck. Dieser wird in 
dem Auszahlungsbescheid durch das BAS verbindlich festgelegt. Er beschreibt den spezi-
fischen Einsatzzweck der Fördermittel zur Umsetzung des jeweiligen Vorhabens. Entfällt 
der Verwendungszweck nach Bewilligung der Förderung, können die ausgezahlten Förder-
mittel ebenfalls zurückgefordert werden. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 sieht eine mögliche Rückforderung für den Fall vor, dass die Bekanntgabe des 
Auszahlungsbescheides zwei Jahre zurückliegt und die Umsetzung des Vorhabens zum 
Zeitpunkt der Rückforderung noch nicht begonnen worden ist. Die bewilligten Fördermittel 
sollen zeitnah nach ihrer Auszahlung für das jeweilige Vorhaben verwendet werden. 
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Verzögert sich der Beginn des Vorhabens dagegen erheblich, können auch die bewilligten 
Fördermittel nicht zur Erreichung des Ziels der Transformation genutzt werden. Wurde die 
Umsetzung eines Vorhabens zwei Jahre nach Bekanntgabe des Auszahlungsbescheids 
nicht begonnen, können die ausgezahlten Fördermittel daher zurückgefordert werden.    

Zu Nummer 3 

Nach Nummer 3 können ausgezahlte Fördermittel zudem ganz oder teilweise zurückgefor-
dert werden, wenn der Förderzweck nicht oder mit den bewilligten Fördermitteln nicht zu 
erreichen ist. Der Förderzweck beschreibt das übergeordnete Ziel, das durch die Förderung 
erreicht werden soll. Er besteht bei allen Vorhaben nach § 3 in der Transformation der 
Krankenhausstrukturen. Der Förderzweck kann somit nicht mehr erreicht werden, wenn die 
mit dem Vorhaben verfolgte Transformation der Krankenhausstrukturen nicht realisiert wer-
den kann. Dies kann zum Beispiel der Fall sein, wenn bei einem Vorhaben, das den Abbau 
von Versorgungskapazitäten in Bezug auf eine Leistungsgruppe zum Gegenstand hatte, 
Kapazitäten derselben Leistungsgruppe unmittelbar nach Abschluss des Vorhabens wieder 
aufgebaut werden. Der Förderzweck wird beispielsweise auch verfehlt, wenn nach Ab-
schluss eines Vorhabens zur Bildung eines telemedizinischen Netzwerks ein beteiligter 
Krankenhausträger die Kooperationsvereinbarung kündigt und das telemedizinische Netz-
werk infolge dessen nicht genutzt werden kann. Bei der Entscheidung über die Rückforde-
rung hat das BAS auch zu beachten, in welchem Umfang der Förderzweck nicht mehr er-
reicht werden kann. Kann der Förderzweck zumindest noch teilweise erreicht werden oder 
wurde der Förderzweck bereits teilweise erreicht, ist dies bei der Ermessensentscheidung 
des BAS über die Höhe der Rückforderung zu berücksichtigen.   

Hat das jeweilige Land einen Antrag auf Auszahlung ergänzender Fördermittel nach § 4 
Absatz 7 Satz 1 gestellt, gilt der in Nummer 3 geregelte Rückforderungsgrund nicht. Mit 
dem Antrag nach § 4 Absatz 7 Satz 2 kann die Bewilligung ergänzender Fördermittel bean-
tragt werden, wenn sich herausstellt, dass der Förderzweck mit den bereits bewilligten För-
dermitteln nicht zu erreichen ist, etwa weil die Kosten des Vorhabens gestiegen sind. Be-
reits ausgezahlte Fördermittel können in diesem Fall nicht zurückgefordert werden. 

Zu Nummer 4 

Eine Rückforderung kann nach Nummer 4 erfolgen, wenn Fördermittel nicht zweckentspre-
chend verwendet worden sind. Als besonderer Fall einer nicht zweckentsprechenden Ver-
wendung wird die Unterschreitung der in dem Förderbescheid des jeweiligen Landes fest-
gelegten zeitlichen Bindung genannt. Entfällt die zweckentsprechende Nutzung, die mit 
dem geförderten Vorhaben beabsichtigt wurde, vor Ablauf der zeitlichen Bindung, kann dies 
zu einer Verfehlung des Förderzwecks und damit zu einer zweckwidrigen Verwendung der 
Fördermittel führen. Das BAS prüft unter Berücksichtigung aller Umstände im Einzelfall, ob 
die zweckentsprechende Verwendung durch die Unterschreitung der zeitlichen Bindung 
entfällt. So führt eine Veräußerung von Gebäuden oder Gegenständen vor Ablauf der zeit-
lichen Bindung nicht zwangsläufig zu einer zweckwidrigen Verwendung. Denkbar ist zum 
Beispiel, dass eine Veräußerung im Rahmen eines Trägerwechsels stattfindet und das ge-
förderte Vorhaben unter dem neuen Krankenhausträger fortgeführt wird. In diesem Fall wür-
den die Fördermittel weiter zweckentsprechend verwendet, sodass eine Rückforderung 
nicht in Betracht kommt. Bei der Entscheidung über die Rückforderung hat das BAS zudem 
zu berücksichtigen, für welchen Zeitraum die Fördermittel zweckentsprechend verwendet 
worden sind und ob es sich bei der Unterschreitung der zeitlichen Bindung um einen im 
Verhältnis zur Gesamtdauer der Zweckbindungsfrist geringen Zeitraum handelt. Das BAS 
berücksichtigt bei der Ausübung seines Ermessens Abschreibungen nach den Abschrei-
bungstabellen für die Absetzung der Abnutzung (AfA) und legt bei der Rückforderung der 
Fördermittel Restbuchwerte zugrunde, soweit diese von den Ländern vorgetragen wurden. 
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Zu Nummer 5 

Nummer 5 sieht eine mögliche Rückforderung der ausgezahlten Fördermittel für den Fall 
vor, dass über das Vermögen des Trägers eines an dem jeweiligen Vorhaben beteiligten 
Krankenhauses ein Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens gestellt und der Betrieb 
des Krankenhauses eingestellt wurde. Bei der Entscheidung über die Rückforderung hat 
das BAS insbesondere zu berücksichtigen, ob eine positive Fortführungsprognose besteht 
und der Förderzweck daher voraussichtlich noch erreicht werden kann. 

Zu Nummer 6 

Nach Nummer 6 können ausgezahlte Fördermittel ganz oder teilweise zurückgefordert wer-
den, wenn das Land seinen Förderbescheid nicht fristgerecht dem BAS vorlegt. Die Frist 
zur Vorlage des Förderbescheids ergibt sich aus § 5 Absatz 2 Satz 1. Danach ist der För-
derbescheid dem BAS unverzüglich, spätestens 20 Monate nach Bekanntgabe des Aus-
zahlungsbescheids vorzulegen. Ohne eine Vorlage des Förderbescheids kann das BAS die 
Erfüllung der Fördervoraussetzungen, insbesondere die Erfüllung der Verpflichtung der 
Länder zur Kofinanzierung, nicht überprüfen. Durch die Möglichkeit der Rückforderung in 
Nummer 6 soll daher gewährleistet werden, dass die Fördermittel in Einklang mit den in 
§ 12b Absatz 3 Satz 1 KHG gesetzlich normierten Voraussetzungen verwendet werden.     

Zu Nummer 7 

Nummer 7 sieht eine mögliche Rückforderung für den Fall vor, dass in dem Förderbescheid 
des Landes keine zeitliche Bindung festgelegt wurde.  Aus den Verwaltungsvorschriften zu 
den Landeshaushaltsordnungen ergibt sich regelmäßig, dass die Länder in ihren Förderbe-
scheiden eine zeitliche Bindung festzulegen haben. Erfolgt dies nicht, kann eine zweckent-
sprechende Verwendung der Fördermittel nicht sichergestellt werden, sodass das BAS die 
Fördermittel nach billigem Ermessen zurückfordern kann.   Durch die Möglichkeit der Rück-
forderung wird gewährleistet, dass für die Umsetzung des Vorhabens errichtete Gebäude 
und erworbene und hergestellte Gegenstände zu einer spürbaren Versorgungsverbesse-
rung führen. Dies setzt voraus, dass sie der Versorgung für einen bestimmten Zeitraum zur 
Verfügung stehen. 

Zu Nummer 8 

Nach Nummer 8 kann das BAS ausgezahlte Fördermittel zurückfordern, wenn das Land 
die in § 6 Absatz 3 genannten Unterlagen nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig vor-
legt. Nach § 6 Absatz 3 hat das Land dem BAS jährlich Unterlagen zu übermitteln, aus 
denen sich ergibt, dass die in § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 und 4 KHG geregelten 
Pflichten betreffend die Kofinanzierung und die Investitionskostenförderung erfüllt werden. 
Durch diese Regelung soll sichergestellt werden, dass die in § 12b Absatz 3 Satz 1 KHG 
geregelten Fördervoraussetzungen auch während der Laufzeit des Vorhabens erfüllt sind. 
Kann das BAS dies mangels rechtzeitiger und vollständiger Übermittlung der Unterlagen 
nicht überprüfen, können die ausgezahlten Fördermittel zurückgefordert werden.   

Zu Nummer 9 

Eine Rückforderung kann nach Nummer 9 schließlich auch dann erfolgen, wenn der Ver-
wendungsnachweis nicht innerhalb der in § 6 Absatz 4 Satz 1 genannten Frist oder der 
durch das BAS nach § 6 Absatz 4 Satz 2 verlängerten Frist dem BAS übermittelt wird. Der 
Verwendungsnachweis ist danach grundsätzlich innerhalb von 20 Monaten nach Abschluss 
des jeweiligen Vorhabens an das BAS zu übersenden. Ohne die Übersendung des Ver-
wendungsnachweises kann die zweckentsprechende Verwendung der Fördermittel durch 
das BAS nicht überprüft werden, sodass in diesem Fall eine Rückforderung erfolgen kann.  
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Nach Satz 2 sind die ausgezahlten Fördermittel bei länderübergreifenden Vorhaben nur 
gegenüber dem Land zurückzufordern, bei dem der Sachverhalt eingetreten ist, der die 
Rückforderung begründet.  

Werden Fördermittel infolge einer Rücknahme oder eines Widerrufs des Auszahlungsbe-
scheids zurückgefordert, sind diese durch das jeweilige Land an das BAS zu Gunsten des 
Transformationsfonds zurückzuzahlen. Dies gilt auch für die Zinserträge, die aus der Be-
wirtschaftung der Fördermittel erzielt wurden. Diese sind nach Satz 3 im Fall einer Rückfor-
derung ebenfalls zu Gunsten des Transformationsfonds abzuführen. Werden die Zinser-
träge, die ein Land aus der Bewirtschaftung der Fördermittel erzielt, in Teilbeträgen an den 
Krankenhausträger ausgezahlt, müssen diese nach Satz 4 im Fall einer Rückforderung da-
gegen nicht abgeführt werden. 

Die zurückgezahlten Fördermittel und die abgeführten Zinserträge können durch das jewei-
lige Land zur Förderung weiterer Vorhaben erneut abgerufen werden. Dies regelt Satz 5, 
wonach das jeweilige Land unter Beachtung der für die Antragstellung gemäß § 4 Absatz 
1 Satz 1 und 2 geltenden Fristen für die zurückgeforderten Fördermittel und die abgeführten 
Zinserträge für nachfolgende Kalenderjahre bis einschließlich für das Kalenderjahr 2035 
neue Anträge auf Auszahlung in entsprechender Höhe stellen kann. Auch im Fall von län-
derübergreifenden Vorhaben stehen nach Satz 6 zurückgezahlte Fördermittel und abge-
führte Zinserträge den jeweiligen Ländern weiter zur Förderung von Vorhaben zur Verfü-
gung.   

Zu Absatz 3 

Wird der Betrieb eines Krankenhauses insolvenzbedingt eingestellt, werden die Ansprüche 
der Länder gegenüber dem Krankenhausträger auf Rückzahlung ausgezahlter Fördermittel 
Bestandteil der Insolvenzmasse. Absatz 3 regelt die Verteilung des Insolvenzrisikos zwi-
schen dem BAS und den Ländern für diesen Fall. Hebt das BAS infolge der Insolvenz eines 
Krankenhausträgers den Auszahlungsbescheid auf und macht Rückzahlungsansprüche 
geltend, können ihm insolvenzbedingte Hindernisse der Durchsetzung von Rückforde-
rungsansprüchen gegen den insolventen Krankenhausträger nicht entgegenhalten werden.  

Diese Regelung entspricht den Kompetenzen der Beteiligten im Rahmen des Förderverfah-
rens. Allein die Länder treffen die Entscheidung darüber, für welche Vorhaben eine Förde-
rung aus dem Transformationsfonds beantragt werden soll. Das BAS hat hierauf hingegen 
keinen Einfluss. Nach § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 KHG sind die Länder dazu ver-
pflichtet, das Insolvenzrisiko der an dem Vorhaben beteiligten Krankenhäuser vor Antrag-
stellung zu prüfen. Die aus dem Transformationsfonds ausgezahlten Fördermittel werden 
zudem vollständig als Einnahmen in den Haushaltsplänen der Länder vereinnahmt und sind 
nach den einschlägigen landeshaushaltsrechtlichen Vorschriften zu bewirtschaften. Dabei 
können die Länder den Förderbescheid mit Nebenbestimmungen wie etwa Aus- bezie-
hungsweise Absonderungsrechten erlassen, um die ausgezahlten Fördermittel im Fall einer 
Insolvenz des Krankenhausträgers zu sichern. Die Länder können das finanzielle Risiko für 
den Fall einer Insolvenz auch durch eine sukzessive Auszahlung der bewilligten Fördermit-
tel nach Projektfortschritt minimieren. Eine Auszahlung von Fördermitteln nach dem Abruf-
verfahren ist regelmäßig in den ANBest-P vorgesehen, die nach den jeweiligen Verwal-
tungsvorschriften zu den Landeshaushaltsordnungen grundsätzlich zum Bestandteil der 
Förderbescheide zu machen sind. 

Satz 2 regelt die Voraussetzungen für eine anteilige Rückforderung von Fördermitteln durch 
das BAS im Verfahrensverhältnis zu den Ländern. Die vollständige Verlagerung des Insol-
venzrisikos eines Krankenhausträgers auf ein Land erscheint nicht interessengerecht, 
wenn das Land geeignete Vorkehrungen getroffen hat, um die finanziellen Risiken durch 
einen Forderungsverlust möglichst auszuschließen. Vor Antragstellung sind die Länder 
nach § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 KHG dazu verpflichtet, das Insolvenzrisiko der an 
dem Vorhaben beteiligten Krankenhäuser zu prüfen, sodass eine Insolvenz objektiv 
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ausgeschlossen erscheint. Nach Bewilligung der Fördermittel aus dem Transformations-
fonds sollten die Länder weitere Vorkehrungen zur Sicherung der Fördermittel treffen, in-
dem beispielsweise eine sukzessive Auszahlung dieser Fördermittel an die Krankenhaus-
träger erfolgt oder die Förderbescheide mit Nebenbestimmungen versehen werden, die die 
Sicherung eines etwaigen Rückforderungsanspruchs vorsehen und zu Aus- beziehungs-
weise Absonderungsrechten des Landes als Insolvenzgläubiger führen. Haben die Länder 
geeignete Vorkehrungen getroffen und dies dem BAS gegenüber umfassend nachgewie-
sen, kann das BAS höchstens die genannten Anteile der aus dem Transformationsfonds 
ausgezahlten Fördermittel zurückfordern. Das bedeutet, dass das BAS in diesen Fällen nur 
den Anteil der aus dem Transformationsfonds ausgezahlten Fördermittel zurückfordern 
kann, der sich aus der Summe der Fördermittel ergibt, die das Land noch nicht an den 
Krankenhausträger ausgezahlt hat und die das Land nach Abschluss des Insolvenzverfah-
rens aus der Insolvenzmasse realisieren konnte.  

Zu Absatz 4 

Absatz 4 regelt eine Anzeigepflicht der Länder an das BAS. Hierdurch soll sichergestellt 
werden, dass das BAS schnellstmöglich Kenntnis über Tatsachen erlangt, die eine Rück-
forderung begründen können und bereits vor Abschluss des Vorhabens die zweckentspre-
chende Verwendung der Mittel prüfen kann.  

Das jeweilige Land hat dem BAS unverzüglich anzuzeigen, wenn es Kenntnis über den 
Eintritt einer der in Satz 1 bezeichneten Fälle erlangt.  

Diese Anzeigepflicht gilt ab Bekanntgabe des Auszahlungsbescheides und löst die zuvor 
ab Antragstellung bestehende Anzeigepflicht nach § 4 Absatz 6 ab.  

Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 ist zunächst anzuzeigen, wenn die Voraussetzungen für die Bewilligung 
der Fördermittel nicht mehr erfüllt werden, weil sich für die Bewilligung der Förderung maß-
gebliche Umstände ändern oder wegfallen. Die Anzeigepflicht gilt sowohl für den Fall, dass 
eine Änderung oder ein Wegfall der maßgeblichen Umstände künftig absehbar eintritt, als 
auch für den Fall, dass eine Änderung oder ein Wegfall dieser Umstände bereits eingetreten 
ist. In beiden Fällen hat das Land unverzüglich anzuzeigen, sobald es Kenntnis über die 
Änderung oder den Wegfall der maßgeblichen Umstände erlangt. 

Maßgebliche Umstände für die Bewilligung der Förderung sind insbesondere die Erfüllung 
der in § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 und 4 KHG genannten Pflichten betreffend die 
Kofinanzierung und die Investitionskostenförderung. Werden diese Pflichten durch ein Land 
nicht erfüllt, ist dies dem BAS unverzüglich anzuzeigen. Daneben gilt in Bezug auf die in 
§ 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 und 4 KHG geregelten Pflichten auch die jährliche Mittei-
lungspflicht gemäß § 6 Absatz 3. Danach sind die Länder verpflichtet, dem BAS jährlich 
Unterlagen zu übermitteln, aus denen sich die Erfüllung dieser Pflichten ergibt. Zu den maß-
geblichen Umständen für die Bewilligung der Förderung zählt auch der Verwendungszweck 
der Fördermittel.  

Zu Nummer 2 

Nach Nummer 2 ist dem BAS unverzüglich anzuzeigen, wenn das Land im Rahmen seiner 
projektbegleitenden Prüfung feststellt, dass die Umsetzung des jeweiligen Vorhabens nicht 
innerhalb von zwei Jahren nach Bekanntgabe des Auszahlungsbescheides begonnen wor-
den ist.  
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Zu Nummer 3 

Nummer 3 sieht eine Anzeigepflicht für den Fall vor, dass sich herausstellt, dass der För-
derzweck eines Vorhabens nicht oder mit den bewilligten Fördermitteln nicht zu erreichen 
ist.  

Zu Nummer 4 

Das jeweilige Land hat darüber hinaus nach Nummer 4 anzuzeigen, wenn die in seinem 
Förderbescheid für ein Vorhaben festgelegte zeitliche Bindung unterschritten wird, da in 
diesem Fall die ausgezahlten Fördermittel nicht zweckentsprechend verwendet werden. 

Zu Nummer 5 

Nummer 5 regelt eine Anzeigepflicht des jeweiligen Landes für den Fall, dass die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Trägers eines an dem jeweiligen Vorha-
ben beteiligten Krankenhauses beantragt wird oder wurde. 

Das BAS ist in diesem Fall nach Satz 2 durch das jeweilige Land fortlaufend und auf Nach-
frage über den Stand des Insolvenzverfahrens und über das Bestehen einer Fortführungs-
perspektive des Krankenhausbetriebes zu informieren. 

Auf Grundlage der in Satz 1 geregelten Anzeigepflicht kann das BAS über eine Rückforde-
rung ausgezahlter Fördermittel nach Absatz 2 Nummer 1 bis 5 entscheiden. Tatsachen, die 
eine Rückforderung nach Absatz 2 Nummer 6 bis 9 begründen können, sind nicht Bestand-
teil der in Absatz 4 geregelten Anzeigepflicht, da das BAS deren Vorliegen bereits aus ei-
genem Vermögen beurteilen kann. 

Zu Absatz 5 

Die Regelung in Absatz 5 stellt klar, dass die Rückforderung von Fördermitteln aus dem 
Transformationsfonds gegenüber einem Krankenhausträger nur durch das jeweilige Land 
erfolgen kann. Das Land führt die Fördermittel anschließend an das BAS zu Gunsten des 
Transformationsfonds ab. Absatz 5 knüpft damit an die bereits mit dem Krankenhausstruk-
turfonds geschaffene Regelung an. 

Zu Absatz 6 

Absatz 6 regelt die Möglichkeit des BAS, im Fall von Minderausgaben auf eine Rückforde-
rung von Kleinstbeträgen zu verzichten. Hinsichtlich der haushaltsrechtlichen Regelungen 
des Bundes, der Länder und der Sozialversicherungsträger bezüglich des Umgangs mit 
einem bestehenden Anspruch im Bagatellgrenzen- beziehungsweise Kleinbetragsbereich 
liegt der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns zugrunde. Um ein wirt-
schaftliches Verwaltungshandeln gewährleisten zu können, kann auf die Einziehung von 
Kleinstbeträgen verzichtet werden, soweit dies nach dem anwendbaren Landesrecht vor-
gesehen ist. Liegen keine landesrechtlichen Regelungen vor, kann das BAS sich bei seiner 
Abwägung gemäß § 76 Absatz 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IV) über die 
Verhältnismäßigkeit der Rückforderung an den Grenzwerten der Kleinbetragsregelung der 
Bundeshaushaltsordnung (BHO) orientieren. 

Zu Absatz 7 

Absatz 7 regelt, wie nach dem Ende der Laufzeit des Transformationsfonds zum 31. De-
zember 2035 mit Fördermitteln und Zinserträgen umzugehen ist, die zu Gunsten des Trans-
formationsfonds an das BAS zurückgezahlt beziehungsweise abgeführt werden.  
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Zu Nummer 1 

Nach Nummer 1 werden Fördermittel und Zinserträge, die bis zum 31. Dezember 2035 
nicht vollständig durch das BAS für anderweitige Fördervorhaben ausgezahlt wurden, der 
Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds zugeführt. 

Zu Nummer 2 

Nach Nummer 2 werden Fördermittel und Zinserträge, die nach dem Ende der Laufzeit des 
Transformationsfonds zu dessen Gunsten zurückgezahlt beziehungsweise abgeführt wer-
den, der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds zugeführt. 

Nach Satz 2 sind im Fall der finanziellen Beteiligung der Unternehmen der privaten Kran-
kenversicherung an dem Transformationsfonds die an die Liquiditätsreserve des Gesund-
heitsfonds zuzuführenden Mittel um den auf die finanzielle Beteiligung von Unternehmen 
der privaten Krankenversicherung entfallenden Anteil zu reduzieren.  

Zu § 8 (Aufgaben des Bundesamtes für Soziale Sicherung) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt, dass das BAS für die Antragstellung und die Übermittlung der Verwen-
dungsnachweise sowie weiterer Unterlagen ein elektronisches Verwaltungsportal einzu-
richten hat. Die Digitalisierung dieser Prozesse führt zu einer Beschleunigung des Verfah-
rens. Über das elektronische Verwaltungsportal sollen die nach § 4 Absätze 2 bis 4 voraus-
gesetzten Angaben übermittelt, Bestätigungen abgegeben und Antragsunterlagen und 
Nachweise hochgeladen werden können. Ziel ist eine strukturierte Datenerfassung, die eine 
standardisierte Prüfung und Auswertung der Daten ermöglicht. Das BAS kann nähere Best-
immungen zur Durchführung des Förderverfahrens und zu den Formaten der Unterlagen 
treffen, die mit der Antragstellung und für den Nachweis der zweckentsprechenden Ver-
wendung der Fördermittel zu übermitteln sind. Für die Durchführung der Förderung kann 
das BAS, soweit es weitergehenden Konkretisierungsbedarf gibt, eine Förderrichtlinie er-
lassen und bei Bedarf aktualisieren.  

Zu Absatz 2 

Gemäß Satz 1 schätzt das BAS die Höhe der ihm bis zum 31. Dezember 2035 entstehen-
den Aufwendungen für die Verwaltung des Transformationsfonds sowie die Höhe der Auf-
wendungen für die begleitende Auswertung des durch die Förderung bewirkten Struktur-
wandels nach § 14 Satz 6 KHG. Da die Höhe der Aufwendungen für die Verwaltung des 
Transformationsfonds und für die begleitende Auswertung nicht von vorneherein festste-
hen, können insoweit lediglich Schätzgrößen zu Grunde gelegt werden. Die vorgenommene 
Schätzung ist vom BAS jährlich zu aktualisieren und an die tatsächlichen Entwicklungen 
anzupassen.  

Gemäß Satz 2 hat das BAS jährlich für jedes der Kalenderjahre 2026 bis 2035 jeweils bis 
zum 31. März des vorhergehenden Kalenderjahres auf seiner Internetseite Angaben zur 
Höhe der im Transformationsfonds vorhandenen Fördermittel zu veröffentlichen.  

Nach Nummer 1 ist für jedes Land jährlich anzugeben, bis zu welcher Höhe es im jeweiligen 
Förderjahr Fördermittel aus dem Transformationsfonds beantragen kann. Nach Nummer 2 
ist jährlich anzugeben, bis zu welcher Höhe im jeweiligen Förderjahr Fördermittel aus dem 
Transformationsfonds für länderübergreifende Vorhaben beantragt werden können.  

Die entsprechenden Angaben ermittelt das BAS unter Zugrundelegung des Königsteiner 
Schlüssels mit Stand vom 19. Oktober 2019. Der jährlich für die Aufwendungen nach Satz 1 
ermittelte Betrag ist in Abzug zu bringen. Für Vorhaben der Länder können jeweils 95 
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Prozent des jährlichen Fördervolumens eingesetzt werden. Die restlichen 5 Prozent des 
jährlichen Fördervolumens stehen für länderübergreifende Vorhaben zur Verfügung.  

Satz 3 bestimmt, dass das BAS jeweils die Höhe der aus dem vorherigen Kalenderjahr 
übertragenen Mittel gesondert ausweist, sowohl hinsichtlich der jedem Land als auch hin-
sichtlich der für länderübergreifende Vorhaben zur Verfügung stehenden Mittel. Gesondert 
auszuweisen sind außerdem die Höhe der nach § 7 zurückgeforderten Fördermittel und der 
abgeführten Zinserträge sowie, in den Fällen, in denen von der Möglichkeit des § 5 Absatz 
3 Gebrauch gemacht wurde, und die Auszahlung in der Form von jährlichen Teilbeträgen 
erfolgt, für die jeweiligen Länder die Höhe der zur Auszahlung in künftigen Kalenderjahren 
bereits bewilligten Fördermittel.   

Zu Absatz 3 

Absatz 3 sieht vor, dass das BAS das Fördergeschehen in zusammengefasster Form mo-
natlich auf seiner Internetseite veröffentlicht. Dies betrifft die Anzahl und die Gegenstände 
der gestellten Anträge sowie die Höhe der beantragten und vonseiten des BAS bewilligten 
Fördermittel, jeweils gesamt und nach Ländern und Vorhaben sowie länderübergreifenden 
Vorhaben differenziert. Dabei ist auch die Höhe der durch die Länder bereitgestellten För-
dermittel (Anteil an der Kofinanzierung) anzugeben. Die Regelung dient der Transparenz 
des Fördergeschehens. 

Zu Absatz 4 

Um insbesondere Informationsbedürfnissen aus dem parlamentarischen Raum zum För-
dergeschehen im Rahmen des Transformationsfonds nachkommen zu können, übermittelt 
das BAS dem Bundesministerium für Gesundheit anlassbezogen und auf Anfrage Auswer-
tungen zu den bewilligten und ausgezahlten Fördermitteln, zu Anträgen und zum Vorliegen 
der Fördervoraussetzungen.  

 

Zu § 9 (Inkrafttreten) 

Die Verordnung soll am Tag nach der Verkündung in Kraft treten, um eine frühzeitige För-
derung der Transformation der Krankenhausstrukturen zu ermöglichen. 
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